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EINFÜHRUNG 
 
 
1 LAGE IM RAUM 

Die Gemeinde Heldenstein liegt inmitten des Landkreises Mühldorf am Inn. Siedlungs-
schwerpunkt innerhalb des Gemeindegebietes ist der Hauptort Heldenstein. 

Der Planungsbereich selbst ist im Norden des Hauptortes Heldenstein angesiedelt. 

Übersichtskarte 

 

Quelle: www.geoportal.bayern.de/bayernatlas; bearbeitet KomPlan; Darstellung nicht maßstäblich. 
  

Planungsgebiet 
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Ausschnitt des Bebauungsplanes mit Grünordnungsplan „Gewerbegebiet Sonnwend“ 

 
Quelle: Geobasisdaten © Bayerische Vermessungsverwaltung; bearbeitet KomPlan; Darstellung nicht maß-
stäblich. 
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2 INSTRUKTIONSGEBIET 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes mit Grünordnungsplan „Gewerbegebiet 
Sonnwend“ erstreckt sich über das Grundstück mit der Flurnummer (Fl.-Nr.) 406/1 so-
wie Teilflächen der Flurstücke 405, 407, 408, 613, 611 und 610 der Gemarkung Hel-
denstein. Die Gesamtfläche des Planungsgebietes beträgt ca. 27.449 m². 

 
Abbildung: Lage des Geltungsbereiches. Geobasisdaten © Bayerische Vermessungsverwaltung; bearbeitet 
KomPlan; Darstellung nicht maßstäblich.  
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3 ZIEL UND ZWECK DER PLANUNG 

3.1 Veranlassung 
Die Gemeinde Heldenstein verzeichnet einen zunehmenden Bedarf an gewerblich nutz-
baren Flächen. Dieser ergibt sich sowohl aus konkreten Anfragen zur Neuansiedlung 
von Gewerbebetrieben als auch aus dem zusätzlichen Flächenbedarf bereits ortsan-
sässiger Unternehmen. 

Im Gemeindegebiet wurden bislang die Gewerbegebiete „Küham Nord“ und „Harting“ 
ausgewiesen. Beide Gewerbegebiete sind bereits vollständig vergeben. Der Gemeinde 
stehen derzeit somit keine freien Gewerbeflächen zur Verfügung, die für die Ansiedlung 
neuer Gewerbebetriebe oder für die Erweiterung bestehender ortsansässiger Betriebe 
angeboten werden können. 

Vor diesem Hintergrund besteht ein konkreter Bedarf an der Ausweisung zusätzlicher 
Gewerbeflächen. Die Gemeinde Heldenstein verfolgt das Ziel, die örtliche Wirtschafts-
struktur langfristig zu sichern und weiterzuentwickeln sowie sowohl ortsansässigen Un-
ternehmen angemessene Entwicklungsmöglichkeiten zu bieten als auch auf Anfragen 
nach gewerblichen Bauflächen für Neuansiedlungen reagieren zu können. 

Als Perspektive für die weitere gewerbliche Entwicklung bietet sich insbesondere der 
Bereich nördlich des Hauptortes Heldenstein an. Das Plangebiet befindet sich in räum-
licher Nähe zum bereits entwickelten Gewerbestandort „Küham Nord“ und ergänzt die-
sen in sinnvoller Weise. Darüber hinaus grenzt der Bereich an bereits vorhandene inf-
rastrukturelle bzw. gewerblich geprägte Nutzungen, insbesondere den Wertstoffhof und 
die Kläranlage. 

Durch die Bündelung der gewerblichen Entwicklung in diesem Bereich kann an vorhan-
dene Nutzungs- und Infrastrukturen angeknüpft und eine städtebaulich geordnete Wei-
terentwicklung des bestehenden Gewerbestandortes ermöglicht werden. Gleichzeitig 
wird eine klare räumliche Perspektive für die zukünftige gewerbliche Entwicklung der Ge-
meinde geschaffen. 

Die Aufstellung des Bebauungsplanes ist damit aufgrund des bestehenden und konkret 
absehbaren Bedarfs an gewerblichen Bauflächen erforderlich. Mit der Planung sollen die 
planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Entwicklung zusätzlicher Gewerbeflächen 
geschaffen und damit die Grundlage für die Sicherung und Weiterentwicklung der örtli-
chen Wirtschaftsstruktur sowie für die Ansiedlung und Erweiterung von Gewerbebetrie-
ben geschaffen werden. 

 

 
3.2 Bestand 

Das Gelände befindet sich östlich des Wertstoffhofes sowie der Kläranlage. Derzeit wird 
das Gelände landwirtschaftlich genutzt.  

Auch die verbleibenden angrenzenden Flächen unterliegen einer landwirtschaftlichen 
Nutzung. Das Gelände südlich der MÜ40 ist gemäß bestehendem Flächennutzungs 
und Bebauungsplan bereits als Gewerbegebiet ausgewiesen (Küham Nord). 

 
Blick von der Sonnwend Straße auf das geplante Ge-
werbegebiet. Rechts ist die biotopkartierte Hecke 
sichtbar. 

 
Blick von der Sonnwend Straße Richtung Westen. 
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Blick von der Sonnwend Straße auf den Eingang des 
Wertstoffhofes. Links befindet sich eine Biotopkar-
tierte Hecke 

 
Blick von der Sonnwend Straße Richtung Süden. 
Nördlich befindet sich das geplante Gewerbegebiet. 

 

Blick auf die Biotopkartierte Hecke und dem 
vorhandenen Einzelbaum. 

Abbildungen: KomPlan; August 2025. 

 

 

 
3.3 Entwicklung 

Mit der vorliegenden Planung sollen auf einer Fläche von ca. 2,7 ha bedarfsgerechte 
Flächen für die weitere gewerbliche Entwicklung der Gemeinde Heldenstein geschaffen 
werden. Aufgrund der vollständig vergebenen Gewerbegebiete „Sonnwend“ und „Hart-
ing“ stehen im Gemeindegebiet derzeit keine freien Gewerbeflächen zur Verfügung. 
Gleichzeitig besteht weiterhin eine Nachfrage sowohl von ortsansässigen Unternehmen 
mit zusätzlichem Flächenbedarf als auch von Unternehmen, die eine Neuansiedlung in 
Heldenstein anstreben. 

Die geplante Fläche schließt unmittelbar bzw. räumlich an den bestehenden Gewerbe-
standort „Küham Nord“ an und stellt dessen geordnete Weiterentwicklung dar. Durch 
die Nutzung der bereits gewerblich geprägten Umgebung wird eine räumliche Bünde-
lung der gewerblichen Entwicklung erreicht. Die Lage nördlich der Autobahn A 94 bietet 
dabei einen geeigneten Standort für die weitere gewerbliche Entwicklung außerhalb des 
bestehenden Hauptsiedlungsbereiches. 

Ziel der Bauleitplanung ist es, ein Gewerbegebiet mit einem für die Gemeinde Helden-
stein angemessenen und zugleich ausreichend flexiblen Nutzungsspektrum zu schaf-
fen. Neben der Ansiedlung neuer Betriebe sollen insbesondere auch Entwicklungsmög-
lichkeiten für bereits im Gemeindegebiet ansässige Unternehmen geschaffen werden. 
Hierzu gehören beispielsweise Flächen für betriebliche Erweiterungen, Lager- und Ne-
benanlagen sowie weitere gewerbliche Nutzungen, soweit diese mit der Gebietsart und 
den sonstigen Anforderungen der Planung vereinbar sind. 

Die konkrete Nutzung der einzelnen Grundstücksflächen wird sich im weiteren Entwick-
lungsprozess an den tatsächlichen Anforderungen der ansiedlungswilligen bzw. erwei-
terungswilligen Betriebe orientieren. Die Festsetzungen des Bebauungsplanes sollen 
daher einen angemessenen Rahmen schaffen, der eine flexible Nutzung der Gewerbe-
flächen ermöglicht, ohne die städtebauliche Ordnung des Gebietes aufzugeben. 



K o m P l a n / Gemeinde Heldenstein  
Begründung zum Bebauungsplan mit Grünordnungsplan „Gewerbegebiet Sonnwend“  10 / 42 
 
 

Die Erschließung des Plangebietes wird an die vorhandenen Verkehrs- und Erschlie-
ßungsstrukturen angebunden. Dadurch können vorhandene Infrastrukturen sinnvoll ge-
nutzt und der zusätzliche Erschließungsaufwand auf das erforderliche Maß begrenzt 
werden.  

Die verkehrlichen Auswirkungen der geplanten Gewerbeflächen sowie die Anforderun-
gen des Immissionsschutzes werden im Rahmen der weiteren Planung berücksichtigt. 

Ein weiterer Schwerpunkt der Planung liegt auf der angemessenen Einbindung des 
neuen Gewerbestandortes in das Orts- und Landschaftsbild. Durch geeignete grünord-
nerische Festsetzungen und eine landschaftsgerechte Eingrünung soll der Übergang 
zwischen dem gewerblich genutzten Bereich und der angrenzenden offenen Landschaft 
gestaltet und eine möglichst verträgliche Einbindung des Plangebietes erreicht werden. 

Die Planung berücksichtigt darüber hinaus die Anforderungen an einen sparsamen und 
schonenden Umgang mit Grund und Boden. Die Erschließungsflächen werden auf das 
notwendige Maß begrenzt und die gewerblich nutzbaren Flächen bedarfsgerecht di-
mensioniert. Gleichzeitig werden die Belange von Natur und Landschaft, des Klima-
schutzes und der Klimaanpassung sowie eine sachgerechte Behandlung des anfallen-
den Niederschlagswassers in die Planung einbezogen. 

Insgesamt schafft die Aufstellung des Bebauungsplanes die planungsrechtlichen Vo-
raussetzungen für eine bedarfsgerechte, flexible und städtebaulich geordnete Erweite-
rung des bestehenden Gewerbestandortes „Küham Nord“. Die Gemeinde erhält damit 
eine Entwicklungsperspektive für die kommenden Jahre und kann sowohl auf den be-
stehenden Erweiterungsbedarf ortsansässiger Unternehmen als auch auf konkrete An-
fragen zur Neuansiedlung reagieren. 
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4 RAHMENBEDINGUNGEN 

4.1 Rechtsverhältnisse 
Entsprechend den Novellierungen der Gesetzgebung im Baugesetzbuch (BauGB) im 
Jahr 2007 ist der Vorrang der Innenentwicklung ausdrücklich als ein Ziel der Bauleit-
planung bestimmt worden. Um diesen Vorrang zu stärken wurde 2013 mit 
§ 1a Abs. 2 Satz 4 BauGB eine Begründungspflicht für die Umwandlung von landwirt-
schaftlich oder als Wald genutzten Flächen eingeführt. 

Bauleitpläne sollen die natürlichen Lebensgrundlagen erhalten, den Klimaschutz und 
die Klimaanpassung ausreichend berücksichtigen und das Orts- und Landschaftsbild 
baukulturell erhalten und entwickeln. Die Innenentwicklung ist zu fördern und die Bo-
denversiegelung ist auf das notwendige Maß zu begrenzen (Bodenschutzklausel). Im 
Ergebnis ist durch die jeweilige gemeindliche Planung eine menschenwürdige Umwelt 
zu sichern. 

Baurechtliche Situation: 

Der Geltungsbereich liegt vollständig im Außenbereich. Aus baurechtlichen Gesichts-
punkten bleibt daher für das betroffene Planungsgebiet festzustellen, dass derzeit kein 
Baurecht entsprechend den Maßgaben des Baugesetzbuches besteht. Dies soll nun 
durch das vorliegende Bauleitplanverfahren erwirkt werden. Aufgrund der Darstellung 
von landwirtschaftlichen Flächen im Flächennutzungsplan ist dessen Anpassung auf 
die aktuellen Planungsabsichten erforderlich. Im Parallelverfahren wird daher die 
16. Änderung des Flächennutzungsplanes durchgeführt. Im Detail wird hierzu auf die 
Ausführungen unter Ziffer 4.3.3 Flächennutzungsplan verwiesen. 
 
 

4.2 Umweltprüfung 
Gemäß § 2 Abs. 4 Satz 1 BauGB ist zur Beurteilung der Belange des Umweltschutzes 
nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 und § 1a BauGB ein Umweltbericht erforderlich, in dem die vo-
raussichtlichen, erheblichen Umweltauswirkungen ermittelt werden. 

Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung hängen von der jeweiligen Pla-
nungssituation ab und werden von der Kommune in Abstimmung mit der Genehmi-
gungsbehörde festgelegt. 

Im vorliegenden Fall erfolgt die Erarbeitung des Umweltberichtes parallel zur Aufstel-
lung des Bebauungsplanes mit Grünordnungsplan „Gewerbegebiet Sonnwend“ und 
dient somit gleichzeitig als Planungsgrundlage für das laufende Bauleitplanverfahren. 
Hinsichtlich der darin gewonnenen Erkenntnisse wird auf den Umweltbericht nach 
§ 2a BauGB zum Bebauungsplan mit Grünordnungsplan „Gewerbegebiet Sonnwend“ 
aufmerksam gemacht, der den Verfahrensunterlagen beiliegt. 

 

 

 

 
  



K o m P l a n / Gemeinde Heldenstein  
Begründung zum Bebauungsplan mit Grünordnungsplan „Gewerbegebiet Sonnwend“  12 / 42 
 
 
4.3 Planungsvorgaben 

Für das vorliegende verbindliche Bebauungsplanverfahren sind nachfolgende Aussa-
gen der übergeordneten Raumplanung und vorbereitenden Bauleitplanung sowie die 
Belange des Biotop- und Artenschutzes zu berücksichtigen. 
 

4.3.1 Landesentwicklungsprogramm 
Das Landesentwicklungsprogramm Bayern (LEP) in der Fassung vom 01.06.2023 ent-
hält als Leitbild einer nachhaltigen Raumentwicklung fachübergreifende und rahmen-
setzende Ziele, die einerseits das querschnittsorientierte Zukunftskonzept zur räumli-
chen Ordnung und Entwicklung Bayerns konkretisieren, andererseits Leitlinien darstel-
len, die im Zuge der Regionalplanung präzisiert werden. Ziel muss dabei stets die nach-
haltige Entwicklung der Regionen sein. 

Das LEP ordnet das Planungsgebiet nach den Gebietskategorien dem Allgemeinen 
ländlichen Raum zu, wobei die Kreisregion als Raum mit besonderem Handlungsbedarf 
eingestuft wird. 

Konkret ist Folgendes zielbezogen anzumerken: 

1.3.1  Klimaschutz 
G) Den Anforderungen des Klimaschutzes soll Rechnung getragen wer-
den, insbesondere durch 

 die Reduzierung des Energieverbrauchs mittels einer integrierten 
Siedlungs- und Mobilitätsentwicklung und  

 die verstärkte Erschließung, Nutzung und Speicherung erneuerbarer 
Energien und nachwachsender Rohstoffe sowie von Sekundärroh-
stoffen. 

Die Gemeinde hat sich bereits im Vorfeld der vorliegenden Bauleitplanung intensiv mit 
der Thematik beschäftigt. Im Ergebnis trägt auch die Ausrichtung des geplanten Ge-
werbegebietes mit nachstehenden Festsetzungen zum Klimaschutz bei: 
 Angemessene Pflanzmaßnahmen zur Verbesserung des Kleinklimas,  
 Anlage von Extensiv-/Blühflächen 
 (Orts-)Randeingrünung mit Puffer zu angrenzenden landwirtschaftlichen Nutzflä-

chen, 
 Verzicht auf Schädlings-/ Pflanzenschutzmittel. 

1.3.2  Anpassung an den Klimawandel 

(G) Die räumlichen Auswirkungen von klimabedingten Naturgefahren 
sollen bei allen raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen berück-
sichtigt werden. 

(G) In allen Teilräumen, insbesondere in verdichteten Räumen, sollen 
klimarelevante Freiflächen wie Grün- und Wasserflächen auch im Innen-
bereich von Siedlungsflächen zur Verbesserung der thermischen und 
lufthygienischen Belastungssituation neu angelegt, erhalten, entwickelt 
und von Versiegelung freigehalten werden. 

In der vorliegenden Planung werden durch Dachbegrünungen und Blühwiesen zur Re-
duzierung von Wärmeinseln und der Neubepflanzung mit klima- und standortangepass-
ten Pflanzenarten bereits umfassende Maßnahmen im Hinblick auf eine Klimawan-
delanpassung getroffen. Zudem wird das Niederschlagswasser am Standort über Mul-
den zur Versickerung gebracht. 
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3.1 Nachhaltige und ressourcenschonende Siedlungsentwicklung, Flä-
chensparen 

3.1.1 Integrierte Siedlungsentwicklung und Harmonisierungsgebot 

(G) Die Ausweisung von Bauflächen soll an einer nachhaltigen Sied-
lungsentwicklung unter besonderer Berücksichtigung des demographi-
schen Wandels und seiner Folgen, den Mobilitätsanforderungen, der 
Schonung der natürlichen Ressourcen und der Stärkung der zusammen-
hängenden Landschaftsräume ausgerichtet werden. 

(G) Flächen- und energiesparende Siedlungs- und Erschließungsformen 
sollen unter Berücksichtigung der ortsspezifischen Gegebenheiten ange-
wendet werden. 

Im Zuge der Planung wird die Versiegelung auf das erforderliche Mindestmaß be-
schränkt. Auf die Aussagen des grünordnerischen Konzeptes unter Ziffer 16 der Be-
gründung und die Festsetzungen im Grünordnungsplan wird hierzu im Detail verwiesen. 

3.2  Innenentwicklung vor Außenentwicklung 

(Z) In den Siedlungsgebieten sind die vorhandenen Potenziale der In-
nenentwicklung vorrangig zu nutzen. Ausnahmen sind zulässig, wenn 
Potenziale der Innenentwicklung begründet nicht zur Verfügung stehen. 

Die Gewerbegebietsflächen befinden sich im Außenbereich. Ein vergleichbares Poten-
tial der Innenentwicklung steht nicht zur Verfügung. Darüber hinaus begründet sich die 
Standortwahl auch aus der sehr guten Anbindung an die A94 sowie den notwendigen 
Abstand zu Siedlungsflächen aufgrund von Gewerbeimmissionen. Auf die Ausführun-
gen unter Ziffer 3.1 Veranlassung wird hingewiesen. 

3.3  Vermeidung von Zersiedelung – Anbindegebot 

(G) Eine Zersiedelung der Landschaft und eine ungegliederte, insbeson-
dere bandartige Siedlungsstruktur sollen vermieden werden. 

(Z) Neue Siedlungsflächen sind möglichst in Anbindung an geeignete 
Siedlungseinheiten auszuweisen. 

Der Standort ist an keine geeignete Siedlungseinheit angebunden. Er grenzt jedoch im 
Osten an eine bestehende Bebauung (Wertstoffhof, Kläranlage, Gewerbegebiet). 

5.1  Wirtschaftsstruktur 

(G) Die Standortvoraussetzungen für die bayerische Wirtschaft, insbe-
sondere für die leistungsfähigen kleinen und mittelständischen Unterneh-
men sowie für die Handwerks- und Dienstleistungsbetriebe, sollen erhal-
ten und verbessert werden. 

Die Standortvoraussetzungen für die bayerische Wirtschaft werden durch die Umset-
zung der Planung verbessert. Hierzu wird auf den Inhalt unter Ziffer 3.3 der Begründung 
verwiesen. 

5.4.1 Erhalt land- und forstwirtschaftlicher Nutzflächen 
 (G) Die räumlichen Voraussetzungen für eine vielfältig strukturierte, mul-

tifunktionale und bäuerlich ausgerichtete Landwirtschaft und eine nach-
haltige Forstwirtschaft in ihrer Bedeutung für die verbrauchernahe Ver-
sorgung der Bevölkerung mit nachhaltig erzeugten Lebensmitteln, erneu-
erbaren Energien und nachwachsenden Rohstoffen sowie für den Erhalt 
der natürlichen Ressourcen und einer attraktiven Kulturlandschaft und 
regionale Wirtschaftskreisläufe sollen erhalten, unterstützt und weiterent-
wickelt werden. 

(G) Land- und forstwirtschaftlich genutzte Gebiete sollen erhalten wer-
den. Insbesondere hochwertige Böden sollen nur in dem unbedingt not-
wendigen Umfang für andere Nutzungen in Anspruch genommen wer-
den. 

Die Gemeinde Heldenstein weiß um den entstehenden Konflikt, wenn landwirtschaftli-
che Flächen der Produktion zugunsten einer gewerblichen Entwicklung entzogen wer-
den sollen. In der Gemeinde besteht ein dringender Bedarf zum Ausbau der wirtschaft-
lichen Entwicklung und diese Anforderungen können nicht auf alternativen Flächen oder 
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in Innenbereichslagen abgedeckt werden, da dort keine Alternativen zur Verfügung ste-
hen. Aus diesem Grund ist die Gemeinde auf die Inanspruchnahme von Außenbe-
reichslagen angewiesen. Auf Grund der städtebaulichen Notwendigkeit und fehlender 
Alternativstandorte sowie besonderer Anforderungen an den Immissionsschutz, kann 
im vorliegenden Fall den landschaftsplanerischen Grundsätzen nicht entsprochen wer-
den. Weitere Ausführungen zur Inanspruchnahme landwirtschaftlicher Flächen finden 
sich auch unter der Ziffer 3.1 Veranlassung der Begründung. 

7.1.1 Erhalt und Entwicklung von Natur und Landschaft 

(G) Natur und Landschaft sollen als unverzichtbare Lebensgrundlage 
und Erholungsraum des Menschen erhalten und entwickelt werden. 

Die Gemeinde Heldenstein unterstreicht mit der vorliegenden Planung ihren ernsthaften 
Willen den angeführten Belangen bestmöglich Rechnung zu tragen. Zusätzlich ist eine 
Vorbelastung durch die bestehende Kläranlage sowie der angrenzende Wertstoffhof 
gegeben, die eine Entwicklung an der Stelle rechtfertigt. 

Der Gemeinde ist dabei bemüht, die angestrebte gewerbliche Entwicklung so gut es 
geht mit der umgebenden ländlichen Prägung in Einklang zu bringen. Dies wird u. a. in 
Form umfangreicher Gehölzpflanzungen, Dachbegrünungen und der Anlage extensiv 
genutzter Wiesen zum Ausdruck gebracht. 
 

4.3.2 Regionalplan 
Der Regionalplan der Region 18 – Südostoberbayern ordnet die Gemeinde Heldenstein 
nach der Raumstruktur dem Raum mit besonderem Handlungsbedarf zu. 

Im Kontext der vorliegenden Bauleitplanung ist insbesondere nachstehende Themenkom-
plex für die Gemeinde von Bedeutung: 

Hochwasser 
Für den Geltungsbereich ist im Regionalplan ein Vorranggebiet für den Hochwasserschutz 
dargestellt. Die Belange des Hochwasserschutzes sind daher bei der Planung besonders 
zu berücksichtigen. Die Vereinbarkeit der geplanten Nutzung mit den Anforderungen des 
Hochwasserschutzes wird im Rahmen der Bauleitplanung geprüft und berücksichtigt. 

Weitere Grundsätze und Zielsetzungen des Regionalplanes sind für das Planungsge-
biet nicht von Relevanz. 
 

4.3.3 Flächennutzungsplan 
Die Gemeinde Heldenstein besitzt einen rechtswirksamen Flächennutzungsplan (FNP) 
von 1984, sowie eine Änderung im näheren Umfeld des Planungsbereichs von 1997. 
Darin ist der vorliegende Planungsbereich größtenteils als Fläche für die Landwirtschaft 
dargestellt.  

FNP – Bestand     FNP – 16. Änderung 

Abbildung: Ausschnitt des rechtskräftigen FNP mit Darstellung der 16. Änderung (Gewerbegebiet Sonnwend) 
der Gemeinde Heldenstein. Quelle: Gemeinde Heldenstein; verändert KomPlan; Darstellung nicht maßstäb-
lich. 

Aufgrund der geplanten Nutzungsänderung hin zu einem Gewerbegebiet, ist nunmehr 
eine Änderung des rechtskräftigen, vorbereitenden Bauleitplanes notwendig. 

Die Fortschreibung durch die 16. Änderung erfolgt parallel zum Bebauungsplanverfah-
ren „Gewerbegebiet Sonnwend“. 
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4.3.4 Arten- und Biotopschutzprogramm 

Das Planungsgebiet wird dem Naturraum 060 „Isar-Inn-Hügelland“ zugerechnet. 

Für den Geltungsbereich des vorliegenden Bebauungsplanes mit Grünordnungsplan 
werden im Arten- und Biotopschutzprogramm (ABSP, 1994) das Naturraumziel 183-060-
C Isental formuliert. 
 

4.3.5 Biotopkartierung 
Gemäß Biotopkartierung Flachland befinden sich im Planungsbereich keine amtlich kar-
tierten Biotope. Östlich an den Geltungsbereich angrenzend befindet sich das Biotop 
7740-0137-012 „Vegetation am Kirchbrunner Bach und an einem System von Abfluß-
gräben südwestlich bis östlich Ornau“ Es findet kein Eingriff statt. 
 

4.3.6 Artenschutzkartierung 
Eine Abfrage der Artenschutzkartierung Bayern (ASK) ist im bisherigen Planungsver-
fahren nicht erfolgt. Eine ergänzende Abfrage kann im weiteren Verfahren, sofern dies 
zur Beurteilung der artenschutzrechtlichen Belange erforderlich ist, durchgeführt und 
bei der weiteren Planung berücksichtigt werden. 
 

4.3.7 Schutzgebiete 
Es sind keine Schutzgebiete ausgewiesen. 
 

4.3.8 Sonstige Planungsvorgaben 
Es sind keine weiteren Planungsvorgaben zu beachten. 
 
 

4.4 Aussagen zum speziellen Artenschutz 
Das Plangebiet liegt im Bereich der Feldvogelkulisse „Kiebitz: Isental westlich Ampfing“. 
Die Lage innerhalb dieser Kulisse weist auf eine grundsätzliche Bedeutung des Land-
schaftsraumes für den Erhalt und die Entwicklung geeigneter Lebensräume für den Kie-
bitz und weitere Feldvogelarten hin. 
Zur Beurteilung möglicher Auswirkungen, die mit dem geplanten Vorhaben verbunden 
sein können, wird aktuell bereits eine artenschutzrechtliche Relevanzprüfung durchge-
führt. 
Im Rahmen der Planung werden die artenschutzfachlichen Belange daher besonders be-
rücksichtigt. Zur Ermittlung der tatsächlich im Plangebiet und dessen Umfeld vorkommen-
den Arten und deren Nutzung der vorhandenen Lebensräume werden durch einen Fach-
biologen entsprechende Kartierungen durchgeführt. 
Die Ergebnisse der Kartierungen werden in die weitere Planung und die artenschutzrecht-
liche Bewertung eingestellt. Dabei wird insbesondere geprüft, ob das Plangebiet eine 
Funktion als Brut-, Nahrungs- oder sonstiges essentielles Habitat für Feldvogelarten be-
sitzt und ob durch die geplante gewerbliche Entwicklung artenschutzrechtlich relevante 
Beeinträchtigungen entstehen können. Soweit erforderlich, werden geeignete Vermei-
dungs-, Minimierungs- oder Ausgleichsmaßnahmen festgelegt. 
Ob von gravierenden, vorhabenbedingten Auswirkungen auf nachgewiesene und als 
planungsrelevant betrachtete Vogelarten auszugehen ist, kann derzeit noch nicht ab-
schließend beurteilt werden. Daher kann auch zur Vermeidung der Erfüllung von Ver-
botstatbeständen gem. § 44 Abs. 1 und 2 BNatSchG noch nicht ausgeführt werden, ob 
möglicherweise spezielle Vermeidungsmaßnahmen oder vorgezogen zu entwickelnden 
Ausgleichsmaßnahmen erforderlich werden. 
 
 

4.5 Wasserhaushalt 

4.5.1 Grundwasser 
Detaillierte Aussagen über die Grundwasserverhältnisse können derzeit nicht getroffen 
werden, da keine Berechnungen bzw. wasserwirtschaftlichen Nachweise vorliegen. 

Bei der Freilegung von Grundwasser besteht eine Anzeigepflicht gemäß § 49 WHG bzw. 
die Erlaubnis mit Zulassungsfiktion nach Art. 70 BayWG ist zu beachten. Werden 
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wassergefährdende Stoffe gelagert, umgeschlagen, hergestellt, behandelt oder verwen-
det, so ist dies beim Landratsamt Mühldorf – Abteilung Wasserrecht bzw. Wasserwirt-
schaftsamt Rosenheim anzuzeigen. 
 

4.5.2 Hochwasser 
Oberflächenwasser/ Überschwemmungsbereiche 

Nach dem UmweltAtlas Naturgefahren sind im nördlichen Bereich des Geltungsberei-
ches Hochwassergefahrenflächen HQextrem ausgewiesen. 

Wassersensible Bereiche 

Gemäß UmweltAtlas Naturgefahren sind im Planungsgebiet und benachbarten Umfeld 
wassersensiblen Bereiche vorhanden. 

Diese Gebiete sind durch den Einfluss von Wasser geprägt und werden anhand der 
Moore, Auen, Gleye und Kolluvien abgegrenzt. Hier kann es durch über die Ufer tre-
tende Flüsse und Bäche, Wasserabfluss in sonst trockenen Tälern oder hoch anste-
hendes Grundwasser zu Überschwemmungen und Überspülungen kommen. 
Im Unterschied zu den Hochwassergefahrenflächen kann bei diesen Flächen kein defi-
niertes Risiko (Jährlichkeit des Abflusses) angegeben werden und es gibt keine rechtli-
chen Vorschriften wie Verbote und Nutzungsbeschränkungen im Sinne des Hochwas-
serschutzes. 

Die wassersensiblen Bereiche werden auf der Grundlage der Übersichtsbodenkarte im 
Maßstab 1:25.000 erarbeitet. Diese Karten enthalten keine Grundstücksgrenzen. Die 
Betroffenheit einzelner Grundstücke kann deshalb nicht abgelesen werden. 

Im Unterschied zu den Hochwassergefahrenflächen kann bei wassersensiblen Berei-
chen kein definiertes Risiko (Jährlichkeit des Abflusses) angegeben werden und es gibt 
keine rechtlichen Vorschriften wie Verbote und Nutzungsbeschränkungen im Sinne des 
Hochwasserschutzes. Jedoch können Gefahren durch Starkregenereignisse und hohe 
Grundwasserstände auch abseits von Gewässern auftreten. Grundsätzlich muss daher 
überall mit diesen Gefahren gerechnet werden, auch wenn diese im UmweltAtlas Na-
turgefahren nicht flächendeckend abgebildet werden können. 

Einfluss des geplanten Vorhabens auf die Hochwassersituation und Starkregensitua-
tion 

Das Planungsgebiet weist eine weitgehend ebene Geländesituation auf. Im nördlichen 
Bereich reicht eine Hochwassergefahrenfläche HQextrem in das Plangebiet hinein; zu-
dem befindet sich die Fläche vollständig innerhalb eines wassersensiblen Bereichs. 
Aufgrund der geringen Reliefenergie sowie der angrenzenden landwirtschaftlichen Flä-
chen sind jedoch keine ausgeprägten Zuflüsse von Außengebietswasser zu erwarten. 
Anfallendes Oberflächenwasser beschränkt sich im Wesentlichen auf die innerhalb des 
Planungsgebietes anfallenden Niederschlagsmengen. 

Verschlechterungen für Dritte, Nachbarn, Oberlieger oder Unterlieger können sich aus 
der Planung wie beschrieben nicht ergeben, da sich das Planungsgebiet nicht in einem 
Abflussbereich, also einem Bereich mit fließendem Wasser, befindet. Hinsichtlich des 
Umgangs mit abfließendem Niederschlagswasser im Planungsgebiet wird dazu im De-
tail auf die Ausführungen unter Ziffer 8.3.2 Abwasserbeseitigung hingewiesen. 

Durch die Planung sind keine erheblichen nachteiligen Auswirkungen auf den Hoch-
wasserabfluss zu erwarten. Eine Verschärfung bestehender Hochwassersituationen ist 
nach derzeitigem Kenntnisstand nicht anzunehmen. 

Gefahren für Leben und Gesundheit 

Wie vorstehend ausgeführt, kann bei Starkregenereignissen/ Schneeschmelze auf 
Grund der Geländeverhältnisse wild abfließendes Oberflächenwasser ausgeschlossen 
werden. Auch für das Planungsgebiet selbst wird von keiner Gefährdung durch Außen-
gebietswasser ausgegangen, da es sich nicht in einer Mulde oder Senke befindet und 
das Umland keine Hanglagen aufweist, die sich auf das Planungsgebiet auswirken. 
Hochwassergefahren durch Wildbäche oder Sturzfluten nach Starkregen-ereignissen 
treten meist kleinräumig, mit hohen Fließgeschwindigkeiten und großer Wucht bei ge-
ringer oder ohne Vorwarnzeit auf. Diese Gefahr besteht jedoch für den Planungsraum 
nicht. 



K o m P l a n / Gemeinde Heldenstein  
Begründung zum Bebauungsplan mit Grünordnungsplan „Gewerbegebiet Sonnwend“  17 / 42 
 
 

Überschwemmungen bedeuten für den Einzelnen eine eher geringe Gefahr, da der An-
stieg des Wassers bei ausreichender Hochwasservorhersage genügend Zeit lässt, in 
sichere Aufenthaltsräume auszuweichen oder Betroffene zu evakuieren. 

Sonstiges 

Innerhalb des Plangebietes befindet sich derzeit keine kritische Infrastruktur. Das Plan-
gebiet liegt außerhalb festgesetzter Überschwemmungsgebiete. Besondere Risiken für 
Menschen oder Sachwerte sind nach derzeitigem Kenntnisstand nicht zu erwarten. 
Wasserschutzgebiete werden von der Planung nicht berührt. 
 
 

4.6 Altlasten 

Altlast- bzw. Altlastverdachtsflächen innerhalb des vorliegenden Geltungsbereiches des 
Bebauungsplanes mit Grünordnungsplan sind nicht bekannt. Dies bestätigt jedoch nicht, 
dass die Flächen frei von jeglichen Altlasten oder Bodenverunreinigungen sind. 

Werden Auffüllungen im Zuge der Bauarbeiten angetroffen, sind die Aushubmaßnahmen 
durch ein fachlich geeignetes Ingenieurbüro oder einen Gutachter begleitend zu überwa-
chen. Anfallendes Aushubmaterial ist ordnungsgemäß nach Rücksprache mit dem Land-
ratsamt Mühldorf a. Inn und gegen Nachweis zu entsorgen oder zu verwerten. Material 
darf auf Grund der Vorbelastungen der Umgebung bis zu einem maximalen Zuordnungs-
wert von Z 1.1 wieder eingebaut werden. Bei beabsichtigter Verfüllung von Aushub mit 
höheren Zuordnungswerten ist Rücksprache mit dem Wasserwirtschaftsamt Rosenheim 
zu halten. Sollten im Zuge der Bauarbeiten Belastungen des Untergrundes festgestellt 
werden, die eine Grundwassergefährdung befürchten lassen, sind unverzüglich das 
Landratsamt Mühldorf a. Inn und das Wasserwirtschaftsamt zu benachrichtigen. Für die 
Niederschlagswasserbehandlung ist nachzuweisen, dass keine schädlichen Verunreini-
gungen im Untergrund vorliegen oder vom Niederschlagswasser durchströmt werden. 
 
 

4.7 Denkmalschutz 

4.7.1 Bodendenkmäler 
Die Erfassung der Bodendenkmäler hat zum Ziel, noch vorhandene Spuren und Objekte 
menschlichen Lebens und Handelns früherer Generationen in der Landschaft zu doku-
mentieren und falls erforderlich, zu erhalten. Eine Gefährdung der Bodendenkmäler 
liegt grundsätzlich in der baulichen Veränderung und den damit im Zuge der Grün-
dungsmaßnahmen erforderlichen Bodenumlagerungen. 

Laut dem Bayerischen Landesamt für Denkmalpflege befinden sich innerhalb des Gel-
tungsbereiches keine Bodendenkmale. 

Hinweise: 

Da nicht mit Sicherheit ausgeschlossen werden kann, dass sich im Geltungsbereich weitere, 
oberirdisch nicht mehr sichtbare und daher unbekannte Bodendenkmäler in der Erde befinden, 
sind die Bauträger und die ausführenden Baufirmen ausdrücklich auf die entsprechenden Best-
immungen des Art. 8 Abs. 1 bis 2 DSchG hinzuweisen. 

Art. 8 Abs. 1 DSchG 

Wer Bodendenkmäler auffindet, ist verpflichtet dies unverzüglich der Unteren Denkmalschutzbe-
hörde oder dem Landesamt für Denkmalpflege anzuzeigen. Zur Anzeige verpflichtet sind auch 
der Eigentümer und der Besitzer des Grundstücks, sowie der Unternehmer und der Leiter der 
Arbeiten, die zu dem Fund geführt haben. Die Anzeige eines der Verpflichteten befreit die übri-
gen. Nimmt der Finder an den Arbeiten, die zu dem Fund geführt haben aufgrund eines Arbeits-
verhältnisses teil, so wird er durch die Anzeige an den Unternehmer oder den Leiter der Arbeiten 
befreit. 

Art. 8 Abs. 2 DSchG 

Die aufgefundenen Gegenstände und der Fundort sind bis zum Ablauf von einer Woche nach der 
Anzeige unverändert zu belassen, wenn nicht die Untere Denkmalschutzbehörde die Gegen-
stände vorher freigibt oder die Fortsetzung der Arbeiten gestattet. 
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4.7.2 Baudenkmäler 

Die Unterschutzstellung von Baudenkmälern ist erforderlich, um vielfältige, aus anderen 
Geschichtsquellen zum Teil nicht erschließbare Informationen über die Entstehungszeit 
des Denkmals und über die später auf es wirkenden Epochen zu erhalten. Baudenk-
mäler stellen auf Grund der Originalität ihrer Substanz, den unverkennbaren Merkmalen 
alter handwerklicher oder historischer Fertigung und den erkennbaren Altersspuren ei-
ner meist wechselvollen Biographie, aussagekräftige Geschichtszeugnisse dar, die ein 
öffentliches Interesse an der Erhaltung begründen. 

Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes mit Grünordnungsplan selbst sowie im wei-
teren Umkreis sind keine Baudenkmäler registriert.  
 
 

5 KLIMASCHUTZ 

Die Bekämpfung des Klimawandels ist eine der größten Herausforderungen dieser Zeit. 
Die Bundesrepublik hat deshalb klare Ziele definiert, die Treibhausgasemissionen im 
Vergleich zum Jahr 1990 schrittweise zu mindern. Bis zum Zieljahr 2030 gilt entspre-
chend dem Nationalen Klimaschutzziel eine Minderungsquote von mind. 55 %. 

In den Kommunen wird durch die unterschiedliche Nutzung des Gemeindegebiets (Pri-
vate Haushalte, Gewerbe/ Industrie, kommunale Liegenschaften und Verkehr) der 
Großteil der Emissionen erzeugt, zum anderen befinden sich jedoch auch dort die Po-
tenziale zur Energieeinsparung und Erhöhung der Energieeffizienz sowie zum Ausbau 
der erneuerbaren Energien. 

Die Gemeinde Heldenstein ist sich ihrer Verantwortung bewusst und beteiligt sich daher 
mit zahlreichen Maßnahmen aktiv am Klimaschutz. Diese können direkt bei der Ge-
meinde erfragt werden. 

Aktiver Klimaschutz spiegelt sich auch in den Festsetzungen des Bebauungsplanes und 
Grünordnungsplanes wider. Durch Bestimmungen zur Dachbegrünung sowie zur Rand-
eingrünung wird die Entstehung von Wärmeinseln vermieden und umfassende Maß-
nahmen im Hinblick auf eine Klimawandelanpassung getroffen. 

Solar- und Photovoltaikmodule sind als aufgeständerte Modulkonstruktionen bei Ge-
bäuden mit Flachdach in Kombination mit einer Dachbegrünung möglich. 
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TEIL B) BEBAUUNGSPLAN 

 
 
 

6 STÄDTEBAULICHES KONZEPT 

Die planerische Intention der vorliegenden Gebietsentwicklung besteht darin, den be-
stehenden Bedarf an gewerblichen Bauflächen innerhalb der Gemeinde zu decken und 
gleichzeitig eine geordnete Weiterentwicklung im Anschluss an den Gewerbestandort 
„Küham Nord“ zu ermöglichen. Die Gemeinde verfügt derzeit über keine freien Gewer-
beflächen. Die bestehenden Gewerbegebiete „Küham Nord“ und „Harting“ sind vollstän-
dig vergeben. Gleichzeitig bestehen sowohl seitens ortsansässiger Unternehmen als 
auch hinsichtlich möglicher Neuansiedlungen Flächenbedarfe. 

Mit der Ausweisung einer ca. 2,7 ha großen Gewerbefläche soll daher eine bedarfsge-
rechte Entwicklungsperspektive für die kommenden Jahre geschaffen werden. Das 
städtebauliche Konzept basiert auf der Fortführung der bereits vorhandenen gewerbli-
chen Entwicklung im Bereich „Küham Nord“. Durch die Anordnung des Plangebietes 
nördlich der Autobahn A 94 wird der bestehende Gewerbestandort räumlich ergänzt 
und die gewerbliche Entwicklung an einem bereits entsprechend vorgeprägten Standort 
konzentriert. Die Autobahn stellt dabei eine deutlich wahrnehmbare räumliche Zäsur 
zwischen dem Gewerbestandort und dem südlich gelegenen Siedlungsbereich dar. 

Die Planung ist als flexible Angebotsplanung konzipiert. Die Festsetzungen sollen ein 
ausreichend breites Spektrum an gewerblichen Nutzungen ermöglichen, um sowohl un-
terschiedlichen Anforderungen zukünftiger Betriebe als auch dem Erweiterungsbedarf 
bereits ansässiger Unternehmen Rechnung tragen zu können. Im Vordergrund stehen 
dabei insbesondere kleine und mittelständische Gewerbe- und Handwerksbetriebe. 
Auch betriebliche Lager- und Nebenflächen sollen im Rahmen der zulässigen Nutzun-
gen ermöglicht werden, soweit diese mit der Gebietsart und den sonstigen Anforderun-
gen der Planung vereinbar sind. 

Die Größe und Anordnung der gewerblichen Bauflächen orientieren sich dabei am er-
mittelten örtlichen Bedarf. Gleichzeitig ermöglicht die gewählte Gebietsgröße eine wirt-
schaftliche und funktionale Erschließung sowie eine flexible Grundstücksaufteilung ent-
sprechend den Anforderungen der späteren Nutzer. Eine kleinteilige oder vorab festge-
legte Parzellierung wird daher nicht vorgegeben, um auf unterschiedliche Betriebsgrö-
ßen und Grundstücksbedarfe reagieren zu können. 

Ein wesentlicher Ausgangspunkt des städtebaulichen Konzeptes ist die Nutzung und 
Ergänzung der vorhandenen Erschließungsstrukturen. Durch die Anbindung an den be-
stehenden Gewerbestandort „Küham Nord“ mittels eines gemeinsamen Knotenpunktes 
können vorhandene infrastrukturelle Strukturen aufgegriffen und für die weitere Ent-
wicklung genutzt werden. Die innere Erschließung wird auf das für die gewerbliche Nut-
zung erforderliche Maß beschränkt. Damit soll eine wirtschaftliche und flächensparende 
Erschließung des Plangebietes gewährleistet werden. 

Ein weiterer Bestandteil des städtebaulichen Konzeptes ist die landschaftliche Einbin-
dung des neuen Gewerbestandortes. Insbesondere an den zur offenen Landschaft ori-
entierten Gebietsrändern sind geeignete grünordnerische Maßnahmen vorgesehen. 
Diese sollen einen angemessenen Übergang zwischen der gewerblichen Bebauung 
und der freien Landschaft schaffen und gleichzeitig zur Reduzierung der Auswirkungen 
auf das Landschaftsbild beitragen. Die bestehende biotopkartierten Gehölzstrukturen 
entlang des östlich verlaufenden Grabens bleiben erhalte und werden in die Planung 
einbezogen.  

Die bauliche Entwicklung soll sich dabei hinsichtlich ihrer Dimensionierung in die vor-
handene Situation einfügen. Gleichzeitig müssen die Festsetzungen ausreichend Spiel-
raum für die unterschiedlichen Anforderungen gewerblicher Betriebe bieten. Ziel ist da-
her eine ausgewogene Kombination aus städtebaulicher Ordnung und einer für einen 
Gewerbestandort erforderlichen Nutzungsflexibilität. 

Auch dem sparsamen Umgang mit Grund und Boden kommt bei der Planung eine be-
sondere Bedeutung zu. Die gewerblich nutzbaren Flächen werden bedarfsgerecht di-
mensioniert und die erforderlichen Verkehrs- und Erschließungsflächen auf das not-
wendige Maß begrenzt. Eine wirtschaftliche Ausnutzung der vorgesehenen Bauflächen 
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soll dazu beitragen, die Inanspruchnahme weiterer bislang unbebauter Flächen mög-
lichst zu vermeiden. 

Insgesamt verfolgt das städtebauliche Konzept eine bedarfsgerechte und geordnete 
Weiterentwicklung des bereits bestehenden Gewerbestandortes „Küham Nord“. Durch 
die räumliche Bündelung der gewerblichen Nutzungen, die Nutzung vorhandener Er-
schließungsstrukturen und die landschaftliche Einbindung in den neuen Standort soll 
eine städtebaulich verträgliche und langfristig tragfähige Entwicklung des Gewerbestan-
dortes ermöglicht werden.  

 

 

 
7 ERLÄUTERUNG DER STÄDTEBAULICHEN FESTSETZUNGEN 

7.1 Vorbemerkung 
Inhalt des Bauleitplanes ist die Neuausweisung von Gewerbegebietsflächen innerhalb 
der Gemeinde Heldenstein. 

Im Zuge der vorliegenden qualifizierten Bauleitplanung werden diesbezüglich nun die 
planungsrechtlichen Voraussetzungen getreu der gesetzlichen Vorgaben geschaffen. 

 
 

7.2 Nutzungskonzept 
Art der baulichen Nutzung 

Die Ausprägung des gesamten Geltungsbereiches ist auf ein Industriegebiet entspre-
chend § 8 BauNVO ausgerichtet. 

Zulässige Nutzungen sind ausschließlich 
 Gewerbebetriebe aller Art,  
 Lagerhäuser und Lagerplätze in Verbindung mit betrieblicher Nutzung,  
 Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäude und  
 Anlagen für sportliche Zwecke.  

Nachfolgende Nutzungen sind hier ausgeschlossen: 

 Einzelhandelsbetriebe zur Nachversorgung für Lebensmittel und Getränke,  
 Logistikbetriebe,  
 Lagerplätze als selbstständige Anlagen,  
 Anlagen zur Erzeugung sowie Speicherung von Strom oder Wärme aus solarer 

Energie,  
 Tankstellen,  
 Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke,  
 Vergnügungsstätten,  
 Boardinghäuser,  
 Wohnungen für Aufsichts-/ Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber-/Be-

triebsleiter.  

Die aufgeführten unzulässigen Nutzungen stellen nach Ansicht der Gemeinde keine 
geeigneten Entwicklungen am Standort dar, die ein verträgliches und aufeinander ab-
gestimmtes Nutzungskonzept zulassen würden und werden deshalb aus städtebauli-
chen Gesichtspunkten ausgeschlossen. Auch aus immissionsschutzrechtlichen Grün-
den sind diese nicht mit dem angestrebten Nutzungskonzept vereinbar.  

Maß der baulichen Nutzung 

Das Maß der baulichen Nutzung wird im vorliegenden Geltungsbereich durch die Defini-
tion von Grundflächenzahl (GRZ) und Geschossflächenzahl (GFZ) geregelt. Festgesetzt 
werden dabei in den Gewerbeteilflächen eine GRZ von max. 0,8 und eine GFZ von 
max. 1,2. Hierdurch wird gewährleistet, dass die vorgehenden Entwicklungsmöglichkei-
ten zielführend umgesetzt werden.  

Die Höhenentwicklung der baulichen Anlagen ist im Bebauungsplan durch die Fest-
setzung einer maximalen Wandhöhe für Gebäude und bauliche Anlagen bis zu 12,50 m 
geregelt.  
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Baustruktur 

Das gewählte Bebauungskonzept ist durch die notwendigen baulichen Erfordernisse 
und landschaftlichen Gegebenheiten geprägt, an denen sich neben dem Erschlie-
ßungskonzept auch die Bebauung orientiert. 
 
 

7.3 Bauweise und überbaubare Grundstücksflächen 
In vorliegender Situation wurde zur Umsetzung der getroffenen Planungsabsichten eine 
detaillierte Baugrenze vorgegeben. Eine spezielle Bauweise wurde nicht für erforderlich 
erachtet. 

Die Regelung der Abstandsflächen erfolgt durch die Bayerische Bauordnung. Die Fest-
setzungen bzw. Regelungen zur Bauweise und zu den überbaubaren Grundstücksflä-
chen spiegeln somit die gestalterischen und insgesamt notwendigen Anforderungen 
und Zielsetzungen für die angestrebten Nutzungen wider. 

 
 

7.4 Örtliche Bauvorschriften 
Die im Bebauungsplan festgesetzten Regelungen zu den örtlichen Bauvorschriften stel-
len ergänzende Auflagen für die Bebauung der Grundstücke dar, wurden allerdings auf 
die tatsächlich erforderlichen Maßnahmen beschränkt. Diese betreffen die Gestaltung 
der baulichen Anlagen hinsichtlich Dachform, Dachneigung, Dachdeckung, Dachüber-
stand und Dachaufbauten, Einfriedungen, Stützmauern und die Gestaltung des Gelän-
des. 

Vor allem die Regelungen und Definitionen zur Gestaltung der Gebäude sind aus äs-
thetischen und städtebaulichen Gesichtspunkten sinnvoll und erforderlich. Aus diesem 
Grund wurden entsprechende Festsetzungen getroffen, die einerseits den umliegenden 
Bestand erfassen und gleichzeitig maßvolle Vorgaben für die zukünftigen Baumaßnah-
men darstellen. 

Gestaltung der Gebäude und der baulichen Anlagen 

Auch im Hinblick auf die Dachform erfolgt eine Orientierung an den im Bestand anzu-
treffenden Ausbildungen und den im Gewerbebau üblichen Formen. Mit einer maxima-
len Dachneigung von 25° bei Satteldächern und max. 10° bei Pultdächern wird ein groß-
zügiger Rahmen gesteckt, der entsprechenden Gestaltungsraum bietet, aber trotzdem 
für eine ruhige Dachlandschaft sorgt. 

Die Dachdeckung kann in allen harten Deckungen, wie auch als Foliendach vorgenom-
men werden. Bei Flachdächern und Pultdächern wird eine extensive Dachbegrünung 
aus Gründen des Arten- und Klimaschutzes empfohlen. 

Alternative Energien 

Um die Verwendung erneuerbarer Energien auch im privaten Bereich zu fördern, wer-
den Solar- und Photovoltaikmodule als eigenständige Dachhaut zugelassen. Aufge-
ständerte Module sind hingegen aufgrund der geänderten Neigungen der Anlage ge-
genüber der Dachneigung nicht gestattet. Eine Ausnahme stellen Flachdächer dar, hier 
sind aufgeständerte Modulkonstruktionen ausnahmsweise zugelassen.  

Einfriedungen 

Als Einfriedung sind alle gängigen Formen zulässig. Angesichts des Gebietscharakters 
und notwendiger Sicherheitsaspekte sind Einfriedungen in Form von Industriezäunen 
oder Metallzäunen präferiert. Die Einfriedungen sind ohne Sockel zu errichten und müs-
sen, gerade an der Siedlungsperipherie, am Übergang zur freien Landschaft, für 
Kleinsäuger durchgängig sein und kein unüberwindbares Hindernis darstellen. Die 
Höhe der jeweiligen Einfriedung darf höchstens 2,00 m über fertigem Gelände betra-
gen. 

Gestaltung des Geländes 
Abgrabungen und Aufschüttungen sind bis max. 1,00 m zulässig. Ein direktes Angren-
zen von Abgrabungen und Aufschüttungen ist nicht gestattet.  
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Das Geländeniveau des Gewerbegrundstücks hat sich am Straßenniveau der Ver-
kehrserschließung zu orientieren. Auffüllungen über dieses Niveau sind nur bix max. 
0,50 m zulässig.  
Im Hinblick auf Stützmauern ist auszuführen, dass diese nur in Anlieferungs- und Zu-
fahrtsbereichen zulässig sind. Geländeunterschiede sind als natürliche Böschungen 
auszubilden. 

Werbeanlagen 

Werbeanlagen dürfen nur direkt am Gebäude angebracht werden und sie dürfen dabei 
nicht über die Fassadenoberkante hinausgehen. Freistehende Werbeanlagen als Wer-
bemasten, Werbestelen oder Fahnenmasten sind innerhalb des Geltungsbereiches bis 
zu einer Höhe von 12,00 m zulässig. 

Werbeanlagen sind so zu errichten, dass durch diese Verkehrsteilnehmer auf den öf-
fentlichen Erschließungsstraßen nicht geblendet oder irritiert werden. Auch der Verkehr 
auf der Autobahn A94 darf durch die Werbeanlagen nicht negativ beeinträchtigt werden. 
Mit diesen Maßgaben soll ein insgesamt homogenes Erscheinungsbild erzielt und ne-
gative Auswirkungen auf das Orts- und Landschaftsbild sowie den Verkehr gemildert 
bzw. verhindert werden.  

Mit den vorstehenden Maßgaben wird ein Rahmen gesteckt, der ausreichend Gestal-
tungsmöglichkeiten für die Bauherren zulässt und auch zeitgemäßen Ansprüchen ge-
recht wird – trotz gewisser Einschränkungen zum Beispiel bei Dachformen -, der aber 
auch das Orts- und Landschaftsbild nicht außer Betracht lässt. 

Auf die Ziffer 6 ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN der Festsetzungen durch Text wird 
Bezug genommen.  

 
 

7.5 Innere Verkehrserschließung 
Die verkehrliche Erschließung des neuen Gewerbestandortes erfolgt ausschließlich aus 
südlicher Richtung an die Kreisstraße MÜ 40. Aufgrund der räumlichen Nähe zum west-
lich gelegenen Einmündungsbereich MÜ 15 / MÜ 40 ist zur Aufrechterhaltung der Ver-
kehrsqualität sowie zur Vermeidung eines Rückstaus bis zur MÜ 15 dabei jedoch die Her-
stellung einer Linksabbiegespur aus westlicher Fahrtrichtung erforderlich.  

Südlich der Kreisstraße MÜ 40 wurde bereits der Bebauungsplan Nr. 20 „Küham Nord“ 
aufgestellt. Um nun aufgrund der vorliegenden Gewerbegebietsneuplanung zusätzliche 
Einzelanschlüsse an die Kreisstraße zu vermeiden, wird ein gemeinsamer Anbindepunkt 
der beiden Gewerbegebiete „Küham Nord“ und „Sonnwend“ angestrebt. Die bislang für 
den südlichen Gewerbestandort „Küham Nord“ vorgesehene, jedoch noch nicht ausge-
führte Zufahrt wird geringfügig nach Westen verlegt. Durch die Anpassung der Lage kann 
ein gemeinsamer Knotenpunkt für beiden Gewerbegebiete geschaffen und die verkehrli-
che Erschließung gebündelt werden. Beide Gebiete werden daher künftig über eine Links-
abbiegespur erschlossen. 

Die innere Verkehrserschließung des neu geplanten Gewerbegebietes „Sonnwend“ wird 
über ein durchgehendes Ringsystem geführt. Dadurch kann eine flexible Aufteilung und 
Parzellierung der gewerblichen Bauflächen erfolgen. Die Anordnung der Grundstückszu-
fahrten kann dabei entsprechend den jeweiligen betrieblichen Anforderungen angelegt 
werden. Gleichzeitig ist gewährleistet, dass die einzelnen Gewerbegrundstücke unmittel-
bar an das öffentliche Erschließungssystem angebunden werden. 

Die östlichere Anbindung des vorliegenden Plangebietes an die Kreisstraße wird mittels 
Linksabbiegespur als vollwertiger Anschluss ausgebildet und kann sowohl für die Einfahrt 
als auch für die Ausfahrt in beiden Fahrtrichtungen genutzt werden. Die westlichere An-
bindung wird aufgrund ihrer unmittelbaren Nähe zum Einmündungsbereich der Kreis-
straße MÜ 15 sowie der erforderlichen Aufstell-, Rückstau- und Verziehungsbereiche der 
Linksabbiegespur als untergeordnete Anbindung ausgebildet. An dieser Zufahrt ist daher 
ausschließlich ein Rechts-rein-/Rechts-raus-Verkehr zulässig. Dadurch werden zusätzli-
che Konflikte mit dem Verkehr auf der Kreisstraße vermieden und die Funktionsfähigkeit 
der angrenzenden Knotenpunkte gewährleistet. 

Die innere Erschließungsstraße wird mit einer Ausbaubreite von 6,50 m vorgesehen. Da-
mit wird eine ausreichende Befahrbarkeit für den gewerblichen Verkehr sowie für Ver- 
und Entsorgungsfahrzeuge gewährleistet. Insbesondere ist die Befahrbarkeit durch 
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Müllfahrzeuge sichergestellt. Die konkrete Ausgestaltung der Erschließungsanlagen er-
folgt im Rahmen der weiteren Erschließungsplanung. 

Ein Durchkommen für Müllfahrzeuge ist grundsätzlich gewährleistet. Die Parzellierung 
innerhalb der Teilbereiche GE1-4 hat so zu erfolgen, dass alle Grundstücke einen un-
mittelbaren Anschluss an das beschriebene Straßensystem erhalten. 

Am westlichen Rand des Gewerbegebiets ein Wirtschaftsweg vorgesehen, der die Er-
reichbarkeit und Erschließung der westlich angrenzenden Ackerflächen über das Gewer-
begebiet ermöglicht. Die südwestlich gelegene, bestehende Verbindung dient ebenfalls 
diesem Zweck, ist aber aufgrund der schwierigen Einfahrtssituation in die Kreisstraße als 
untergeordnet zu betrachten. Künftig soll die Erreichbarkeit der angrenzenden landwirt-
schaftlichen Flächen daher über die Verkehrsführung des Gewerbegebietes erfolgen. 
Ausbaubreiten und Abbiegeradien werden entsprechend des Erfordernisses landwirt-
schaftlicher Nutzfahrzeuge gewählt.  
Ein weiterer Wirtschaftsweg zweigt nach Osten ab und ermöglicht eine Zufahrt zur ge-
planten Versickerungsmulde im Nordosten sowie zum 5 m breiten Pflegestreifen für die 
bestehenden biotopkartierten Gehölzstrukturen entlang des östlich verlaufenden Gra-
bens.  

 
 

7.6 Grünflächen 
Die Grünflächen finden sich einerseits in Form von Straßenbegleitgrün und andererseits 
umschließen sie das Gewerbegebiet an der westlichen und nördlichen Flanke des Bau-
gebietes. Die Grünflächen beinhalten Pflanzgebote sowie Flächen für die Rückhaltung 
und Versickerung des Niederschlagswassers. 
Aussagen zur Entwicklung und Pflege der Grünflächen wie auch zu den Pflanzmaßnah-
men werden im Teil B Grünordnungsplan der Begründung unter Ziffer 16.3.1 mit 16.3.3 
abgehandelt. 
 
 

7.7 Planungen, Nutzungsregelungen und Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und 
zur Entwicklung der Landschaft 
Die öffentlichen und privaten Grünflächen haben eine wichtige Funktion im Hinblick auf 
das Orts- und Landschaftsbild, aber auch als Lebensraum und biotopvernetzendes Ele-
ment. Sie beinhalten zudem Pflanzgebote und Maßnahmen für den Artenschutz. 

Aussagen zur Entwicklung und Pflege der Grünflächen wie auch zu den Pflanz- und 
Artenschutzmaßnahmen werden im Teil B Grünordnungsplan der Begründung thema-
tisiert. 

Die Errichtung von baulichen Anlagen in den Grünflächen ist nicht gestattet. 
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8 TECHNISCHE INFRASTRUKTUR 

8.1 Verkehr 

8.1.1 Bahnanlagen 
Die Gemeinde Heldenstein selbst besitzt keinen Bahnanschluss jedoch verläuft ca. 
170m südlich des Gewerbegebiets die Bahnachse München – Simbach/Inn.  
 

8.1.2 Straßenverkehr 
Das geplante Gewerbegebiet ist über die Sonnwend Straße und der Kreisstraße MÜ15 
erreichbar. 
 

8.1.3 Öffentlicher Personennahverkehr 
Der öffentliche Personennahverkehr (ÖPNV) wird durch Buslinien repräsentiert. Hierzu 
gehören die Buslinie 474 (MVV) Ampfing – Gars a. Inn und 558 (MVV) Haag - Ampfing / 
Waldkraiburg - Mühldorf (So). Das geplante Gewerbegebiet wird dabei nicht angefahren.  
 

8.1.4 Geh- und Radwege 
Geh- und Radwege sind nicht ausgewiesen. 

Angesichts des geplanten Gebietscharakters und einer fehlenden Anschlussmöglich-
keit an ein vorhandenes Radwegenetz wird auch im Rahmen des Bauleitplanverfahrens 
keine entsprechende Entwicklung angestrebt. 
 
 

8.2 Abfallentsorgung 
Die Müllabfuhr wird über den Landkreis Mühldorf am Inn geregelt. Zur Wahrung einer 
ordnungsgemäßen Müllentsorgung können bei Bedarf besondere Vereinbarungen mit 
dem Müllentsorgungsunternehmen getroffen werden. 

Bezüglich des im Landkreis im Holsystem zu entsorgenden Abfalls wird vorsorglich auf 
nachfolgende Empfehlungen und Regelungen hingewiesen. 

Hinweise: 

Die sichere Befahrbarkeit der Straßen und Anfahrbarkeit von Müllbehälterstandplätzen mit Müll-
fahrzeugen muss für einen ungehinderten Abholdienst gewährleistet sein. Der Müll kann nur an 
für Müllfahrzeuge geeigneten Fahrstrecken von Müllbehälterstandplätzen abgeholt werden. 
Hierzu wird auf die Unfallverhütungsvorschriften DGUV Vorschrift 43 vom 01.10.1979 in der Fas-
sung vom 01.01.1997 i. V. m. der DGUV Information 214-033, insbesondere auf den § 16 Nr. 1 
der Vorschrift 43, hingewiesen. Der Müll kann nur grundsätzlich direkt am Grundstück abgeholt 
werden, wenn 
 die Zufahrt zu Müllbehälterstandplätzen so angelegt ist, dass ein Rückwärtsfahren grund-

sätzlich nicht erforderlich ist. Dies gilt nicht, wenn ein kurzes Zurückstoßen für den Ladevor-
gang erforderlich ist, z. B. bei Absetzkippern. Bei Sackgassen muss die Möglichkeit beste-
hen, am Ende der Straße zu wenden. 

 die Zugänge von der Fahrstraße zu den Standplätzen und die Standplätze selbst einen ebe-
nen, trittsicheren Belag haben, der so beschaffen ist, dass er den Beanspruchungen durch 
das Transportieren und Abstellen der Müllbehälter standhält. 

 Müllbehälter, die von Hand bewegt werden, so aufgestellt sind, dass die Müllbehälter nicht 
unnötig angehoben werden müssen oder im Winter festfrieren. 

 Müllbehälter mit einem Inhalt von 110 l oder mehr so aufgestellt sind, dass der Transport 
über Treppen nicht erforderlich ist. 

 die Transportwege bei Dunkelheit beleuchtet sind. 
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8.3 Wasserwirtschaft 

8.3.1 Wasserversorgung 
Die Versorgung mit Trink- und Brauchwasser erfolgt durch die Gemeinde selbst und ist 
durch das vorhandene Ortsnetz sichergestellt. 
 

8.3.2 Abwasserbeseitigung 
Die Abwasserbeseitigung im Geltungsbereich geschieht im Trennsystem. 

Hierzu wird im Planungsgebiet eine neue Schmutzwasserhaltung in der Trasse der Er-
schließungsstraße gebaut, an die sowohl die öffentliche Verkehrsfläche als auch die pri-
vaten Grundstücksflächen angebunden werden.  

Im Detail wird in diesem Zusammenhang auf die Entwässerungsplanung verwiesen, die 
bis zum Entwurfsverfahren vorliegen soll. Ebenso wird eine evtl. erforderliche wasser-
rechtliche Behandlung auf dieser Planungsebene geprüft und ggf. eingeleitet. Die Ent-
wässerungsplanung erfolgt dabei in enger Abstimmung mit dem Wasserwirtschaftsamt. 

Schmutzwasserbeseitigung 

Die Schmutzwasserbeseitigung wird über die Gemeinde sichergestellt. Innerhalb des Pla-
nungsgebietes ist eine neue Kanalisation zu schaffen, die an den vorhandenen Schmutz-
wasserkanal anbindet.  

Niederschlagswasserbeseitigung 
Die Niederschlagswasserbeseitigung erfolgt durch Versickerung innerhalb des Pla-
nungsgebietes. Das Oberflächenwasser der Verkehrsflächen wird über begleitende 
Entwässerungsmulden dem nordöstlich gelegenen Rückhaltebecken zugeführt.  

Die Art der Entwässerung ist mit den einzelnen Bauanträgen aufzuzeigen. 

Hinweise: 
Grundsätzlich hat die Grundstücksentwässerung nach DIN 1986-100 in Verbindung mit 
DIN EN 752 und DIN EN 12056 zu erfolgen. 

Bei den erforderlichen Geländemodellierungen ist darauf zu achten, dass diese so ausgeführt wer-
den, dass wild abfließendes Oberflächenwasser nicht zu Lasten Dritter abgeleitet wird. 

 
 

8.4 Energieversorgung 
Elektrische Versorgung 

Die elektrische Versorgung des Industriegebietes wird durch die Bayernwerk AG ge-
währleistet. 

Zur Versorgung der neu geplanten Gebäude sind Niederspannungserdkabel und Vertei-
lerschränke erforderlich. Für die Unterbringung dieser Anlagen und Leitungen in den öf-
fentlichen Flächen ist die Richtlinie für die Planung der DIN 1998 zu beachten. Die Ver-
kabelung der Gebäudeanschlüsse erfordert die Herrichtung der Erschließungsstraßen 
wenigstens soweit, dass die Erdkabel in der endgültigen Trasse verlegt werden können. 
Dazu wird auf die Bestimmungen des § 123 BauGB verwiesen, wonach die Erschlie-
ßungsanlagen bis zur Fertigstellung der anzuschließenden baulichen Anlagen benutzbar 
sein sollen. Werden Gebäude vorzeitig errichtet, lässt sich der Stromanschluss nur provi-
sorisch erstellen. Die dadurch entstehenden Mehrkosten müssen vom Baulastträger der 
Straße als Verursacher übernommen werden. 

Hinweise: 

Bei allen mit Erdarbeiten verbundenen Vorhaben innerhalb des Baugebietes ist das Versorgungs-
unternehmen zu verständigen. Um Unfälle und Kabelschäden zu vermeiden, müssen die Kabelt-
rassen örtlich genau bestimmt und die erforderlichen Sicherheitsvorkehrungen festgelegt werden. 
Soweit Baumpflanzungen erfolgen, ist eine Abstandszone von je 2,50 m beiderseits von Erdka-
beln freizuhalten. Lässt sich dieser Abstand nicht einhalten, sind im Einvernehmen mit dem Ener-
gieträger geeignete Schutzmaßnahmen durchzuführen. Es geht hier nicht nur um die Verhinde-
rung von Schäden durch Pflanzarbeiten, sondern auch um zu befürchtende Spätfolgen durch 
Bäume bzw. Baumwurzeln mit erschwertem Betrieb, Überwachung und Reparatur von unterirdi-
schen Versorgungsanlagen. In jedem Fall ist ein Zusammenwirken der Beteiligten erforderlich. 
Pflanzungen von Sträuchern im Bereich von Erdkabeln sind nach Möglichkeit ebenfalls zu ver-
meiden. Bei Annäherungen ist eine Verständigung erforderlich, damit die Pflanztiefe sowie die 
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Strauchart und deren Wurzelverhalten hinsichtlich der unterirdischen Versorgungsanlage über-
prüft werden kann. 
Das Merkblatt über Baumstandorte und unterirdische Ver- und Entsorgungsanlagen, herausge-
geben von der Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen, ist zu beachten. Soweit 
erforderlich, sind notwendige Straßenbeleuchtungsmasten und Kabelverteilerschächte auf Pri-
vatgrund zu dulden. 
Aufmerksam gemacht wird weiterhin auf die Unfallverhütungsvorschriften der Berufsgenossen-
schaft Energie Textil Elektro Medienerzeugnisse (BG ETEM) für elektrische Anlagen und Be-
triebsmittel (DGUV V3) und die darin aufgeführten VDE-Bestimmungen. 

 
 

8.5 Telekommunikation 
Deutsche Telekom 

Für die Bereitstellung eventuell erforderlicher Anschlüsse an das Fernmeldenetz sowie 
die Koordinierung mit dem Straßenbau und den Baumaßnahmen der anderen Leitungs-
träger ist es notwendig, dass Beginn und Ablauf der Erschließungsmaßnahmen im Pla-
nungsbereich der Deutschen Telekom Technik GmbH so früh wie möglich, mindestens 
drei Monate vor Baubeginn, beim zuständigen Ressort unter der kostenlosen Rufnum-
mer der Bauherren-Hotline – 0800 33 01903 – angezeigt werden. Notwendige Leitungs-
rechte auf Privatgrundstücken werden über Grunddienstbarkeiten geregelt. 

Als Voraussetzung für eine unterirdische Versorgung gilt es sicherzustellen, dass 
 für den Ausbau des Telekommunikationsnetzes im Erschließungsgebiet die unge-

hinderte, unentgeltliche und kostenfreie Nutzung der künftig gewidmeten Verkehrs-
wege möglich ist. 

 auf Privatwegen (Eigentümerwegen) ein Leitungsrecht zu Gunsten der Telekom 
Deutschland GmbH als zu belastende Fläche festgesetzt und entsprechend 
§ 9 Abs. 1 Ziffer 21 BauGB eingeräumt wird. 

 eine rechtzeitige und einvernehmliche Abstimmung der Lage und der Dimensionie-
rung der Leitungszonen vorgenommen wird und eine Koordinierung der Tiefbau-
maßnahmen für Straßenbau und Leitungsbau durch den Erschließungsträger er-
folgt, wie ausdrücklich im Telekommunikationsgesetz § 68 Abs. 3 beschrieben. 

 die geplanten Verkehrswege nach der Errichtung der Telekommunikationsinfra-
struktur in Lage und Verlauf nicht mehr verändert werden. 

 dem Erschließungsträger auferlegt wird, dass dieser für das Vorhaben einen Bau-
ablaufzeitenplan aufstellt und bei Bedarf verpflichtet ist, in Abstimmung mit der Te-
lekom Deutschland GmbH im erforderlichen Umfang Flächen für die Aufstellung 
von oberirdischen Schaltgehäusen auf privaten Grundstücken zur Verfügung zu 
stellen und diese durch Eintrag einer beschränkt persönlichen Dienstbarkeit zu 
Gunsten der Telekom Deutschland GmbH im Grundbuch kostenlos zu sichern. 

 Im Zuge der Planungen ist dabei zu berücksichtigen, dass in allen Straßen und 
Gehwegen gegebenenfalls geeignete und ausreichende Trassen für die Telekom-
munikationsanlagen vorzusehen sind. 
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9 BRANDSCHUTZ 

Bezüglich des vorbeugenden baulichen und abwehrenden Brandschutzes sind bei der 
Aufstellung von Bauleitplanungen die allgemeinen Bestimmungen gemäß den Vor-
schriften der DIN 14090 sowie der BayBO einzuhalten. Die Löschwassermenge von 96 
m³/h bei 1,5 bar auf 2 Stunden (Grundschutz laut DVGW) kann gewährleistet werden, 
da die Anbindung des Baugebiets an das Wasserversorgungsnetz der Gemeinde Hel-
denstein erfolgt. 

Insgesamt gesehen ist der abwehrende Brandschutz sowie die Bereitstellung der not-
wendigen Löschwasserversorgungsanlagen entsprechend Art. 1 Abs. 1 und 2 des Bay-
erischen Feuerwehrgesetzes (BayFwG) sicherzustellen. Weiterhin sind ausreichend di-
mensionierte verkehrliche Erschließungsanlagen für den Brand- und Katastrophenfall 
geplant. Die Werksfeuerwehr hat insgesamt ausreichende Möglichkeiten, um den An-
forderungen der gesetzlichen Vorgaben gerecht zu werden. 

Im Einzelnen sind folgende Punkte zu beachten: 
 Bereitstellung ausreichender Möglichkeiten zur Gewährleistung des Brandschutzes 

für die gemeindliche Feuerwehr, 
 Sicherstellung der Rettungswege, 
 Einhaltung von Hilfsfristen, 
 ausreichende Löschwasserversorgung, 
 Bereitstellung ausreichender Erschließungsflächen, 
 Wechselbeziehungen im Planungsbereich zu anderen Gebieten, 
 Minimierung brandschutztechnischer Risiken im Planungsbereich. 

Hinweise: 

In Abstimmung mit der Gemeinde als zuständiger Planungsträger sind die Belange des Brand-
schutzes grundsätzlich zu Lasten des Vorhabenträgers zu tragen. Eine detaillierte Abstimmung 
hierüber hat im Zuge der Einzelgenehmigung zu erfolgen. 

Bei Feuerwehrzufahrten sowie Aufstell- und Bewegungsflächen für die Feuerwehr sind auf Pri-
vatgrundstücken entsprechend der Liste der Technischen Baubestimmungen (vgl. AllMBI Nr. 
14/2013 lfd. Nr. 7.4) die Vorgaben der „Richtlinie über Flächen für die Feuerwehr" (Fassung 
02/2007) einzuhalten. Bei Flächen für die Feuerwehr im öffentlichen Bereich wird den Gemeinden 
die Anwendung dieser Richtlinie empfohlen (Die DIN 14 090 - „Flächen für die Feuerwehr auf 
Grundstücken" kann hierfür ebenfalls als Planungsgröße herangezogen werden). Die Bekannt-
machung zum Vollzug des Bayerischen Feuerwehrgesetzes (VollzBekBayFwG) des Bayerischen 
Staatsministeriums des Innern vom 28.05.2013 (Az.: ID1-2211.50-162) empfiehlt den Gemein-
den, bei der Ermittlung der notwendigen Löschwassermenge die Technische Regel zur Bereit-
stellung von Löschwasser durch die öffentliche Trinkwasserversorgung - Arbeitsblatt W 405 der 
Deutschen Vereinigung des Gas- und Wasserfaches e. V. (DVGW) anzuwenden. In diesem Zu-
sammenhang ist zu berücksichtigen, dass der Abstand der Hydranten untereinander 150 m nicht 
überschreitet. DVGW: Für Feuerlöschzwecke [DVGW W 405 (A)] bestimmte Hydranten sind in 
angemessenen Abständen in das Rohrnetz einzubauen [DVGW W 400-1 (A)] (vgl. DVGW-Merk-
blatt W 331). Die Abstände von Hydranten im Rohrnetz sind in Abhängigkeit von der Bebauung 
und von der Struktur des Rohrnetzes örtlich verschieden. Sie liegen in Ortsnetzen meist unter 
150 m (vgl. DVGW- Arbeitsblatt W 400-1). Eine entsprechende Begründung gibt der Landesfeu-
erwehrverband Bayern e.V. mit seiner Fachinformation für Feuerwehren zur Planung von Lösch-
wasserversorgungseinrichtungen aus der Sicht der Feuerwehr mit Stand 04/2013. Es wird die 
Verwendung von Überflurhydranten empfohlen. Begründung: Bei Überflurhydranten größer DN 
80 liegt die Löschwasserentnahmemenge über der möglichen Entnahmemenge von Unterflurhyd-
ranten, da Unterflurhydranten trotz zwei verfügbarer Abgänge an den Durchmesser DN 80 des 
Standrohrs der Feuerwehr gebunden sind. Wird die Löschwasserversorgung durch Löschwas-
serbehälter sichergestellt, sind die Vorgaben der DIN 14230:2012-09 (Unterirdische Löschwas-
serbehälter) einzuhalten. Bei der Einplanung von Löschwasserteichen ist die Einhaltung der DIN 
14210:2003-07 (Löschwasserteiche) vorausgesetzt. 
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10 IMMISSIONSSCHUTZ 

Nach § 1 Abs. 6 BauGB sind bei der Aufstellung und Änderung von Bebauungsplänen 
insbesondere die Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse zu berück-
sichtigen. Nachfolgend werden daher verschiedene Immissionsquellen und ihre etwai-
gen Auswirkungen auf das Planungsgebiet näher betrachtet. 
 
 

10.1 Verkehrslärm 
Der Geltungsbereich liegt ca. 225 m nördlich der A94 und ca. 500 m östlich der B12. 
Vorbelastungen durch Verkehrslärm sind daher grundsätzlich vorhanden. Erhebliche 
Beeinträchtigungen der geplanten gewerblichen Nutzung sind jedoch nicht zu erwarten. 
 
 

10.2 Sport- und Freizeitlärm 
Es bestehen im näheren und weiteren Umfeld keine entsprechenden Anlagen, eine Be-
urteilungsrelevanz ist somit nicht gegeben. 
 
 

10.3 Gewerbelärm 
Mit der Ausweisung des Gewerbegebiets können Geräuschemissionen durch die künf-
tig zulässigen gewerblichen Nutzungen sowie durch den damit verbundenen betriebli-
chen Verkehr entstehen. Im Rahmen der Bauleitplanung sind daher die Belange des 
Immissionsschutzes, insbesondere der Schutz der umliegenden schutzbedürftigen Nut-
zungen vor Gewerbelärm, zu berücksichtigen. 

Zur Beurteilung der zu erwartenden Geräuschimmissionen und zur Prüfung der immis-
sionsschutzrechtlichen Verträglichkeit der geplanten gewerblichen Nutzung wird ein 
schalltechnisches Gutachten erstellt. Dabei werden insbesondere die maßgeblichen 
schutzbedürftigen Nutzungen in der Umgebung des Plangebiets sowie die zu erwarten-
den Geräuschemissionen der zulässigen gewerblichen Nutzungen betrachtet. 

Die Ergebnisse des schalltechnischen Gutachtens werden im weiteren Planungsver-
fahren berücksichtigt. Soweit sich aus der schalltechnischen Untersuchung Erforder-
nisse zum Schutz der angrenzenden schutzbedürftigen Nutzungen ergeben, werden 
erforderliche Maßnahmen im Bebauungsplan, beispielsweise durch geeignete Festset-
zungen zum Schallschutz bzw. zur Begrenzung der Geräuschemissionen, berücksich-
tigt. 

Die abschließende Bewertung der Auswirkungen des Gewerbelärms erfolgt auf Grund-
lage des noch ausstehenden schalltechnischen Gutachtens. 
 
 

10.4 Landwirtschaftliche Immissionen 
Die Bewirtschaftung der benachbarten landwirtschaftlichen Nutzflächen und die damit 
unter Umständen verbundenen zeitlich auftretenden Emissionen, die durch Staub bzw. 
Lärm während der Bodenbearbeitungs- und Erntezeiten, wie auch durch die Ausbringung 
von Gülle entstehen können – auch an Sonn- und Feiertagen – sind zu dulden. Die 
Bauwerber sind hiervon von der Gemeinde entsprechend in Kenntnis zu setzen. 
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11 FLÄCHENBILANZ 

Flächenanteile innerhalb des Geltungsbereiches 

 ART DER NUTZUNG FLÄCHE IN M2 

 
Gesamtfläche innerhalb des Geltungsbereiches 100 %           27.449 

  

abzgl. Erschließungsflächen 

- Öffentliche Verkehrsfläche – Kr MÜ 40 
- Öffentliche Verkehrsfläche - Ringerschließung 
- Wirtschaftsweg 
- Pflegeweg (Gewässerrandstreifen) 

 

 

8,0 %              2.199 
7,5 %              2.073 
1,8 %                 485 
2,8 %                  764 

  

abzgl. Grünflächen 

öffentliche Grünflächen 

- Straßenbegleitgrün 
- Grünfläche Regenrückhaltebecken 

private Grünflächen 
- Randeingrünung 
- Sonstige Flächen (Landwirtschaftliche Nutzflächen) 

 

 

 

1,6 %                 442 
1,8 %                 491 
 

9,0 %              2.464 
0,7 %                 191 

  

abzgl. Versorgungsflächen 

- Trafostation 

 

 

0,1 %                   30 
  

Nettobaufläche 

- GE 1                                                                                      4.120 m² 
- GE 2                                                                                      6.330 m² 
- GE 3                                                                                      2.781 m² 
- GE 4                                                                                      5.079 m² 
 

 

 

 
 
 
 
66,7 %          18.310 

 
 
 

12 ERSCHLIESSUNGSKOSTEN 

Die voraussichtlichen Kosten für die geplanten Erschließungsmaßnahmen sind derzeit 
noch nicht dimensioniert und somit noch nicht bekannt. Diese werden im Zuge der de-
taillierten Erschließungs- und Entwässerungsplanung ermittelt. Diese Planungen erfol-
gen im Anschluss an das Bauleitplanverfahren. 

Für die gesamten infrastrukturellen Einrichtungen zeichnen sich folgende Träger ver-
antwortlich: 

Gemeinde Heldenstein 

 Wasserversorgung. 
 Abwasserbeseitigung für Schmutzwasser, 
 Abwasserbeseitigung für Niederschlagswasser. 

Bayernwerk Netz GmbH 

 Stromversorgung. 

Energienetze Bayern 

 Gasversorgung. 

Deutsche Telekom AG | Vodafone 

 Telekommunikation. 

Entstehende und erforderliche Anschlusskosten der Grundstücke richten sich dann 
nach den entsprechenden Satzungen bzw. nach den tatsächlichen Herstellungskosten. 
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TEIL B) GRÜNORDNUNGSPLAN 

 
 
 

13 VERANLASSUNG 

Um einerseits die baurechtlichen Voraussetzungen für ein Gewerbegebiet zu schaffen 
und andererseits den ökologischen Belangen gerecht zu werden, ist im Zuge der quali-
fizierten Bauleitplanung ein integrierter Grünordnungsplan erforderlich. Darin werden 
die örtlichen Erfordernisse und Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschafts-
pflege nach Art. 4 Abs. 2 Satz 2 BayNatSchG festgesetzt. 

Der Grünordnungsplan kann auch Grundlage für die naturschutzrechtliche Beurteilung 
von Eingriffen im Sinn von § 14 BNatSchG sowie für Vorhaben des Naturschutzes und 
der Landschaftspflege (z. B. Festsetzung von Schutzgebieten, Pflegemaßnahmen) 
sein. 
 
 
 

14 BESTANDSERFASSUNG UND BEWERTUNG DER SCHUTZGÜTER DES 
NATURHAUSHALTES 

14.1 Naturräumliche Lage 
Nach der naturräumlichen Gliederung Deutschlands liegt das Planungsgebiet in der 
Naturraum-Einheit 060 – Isar-Inn-Hügelland. Diese wiederum ist Teil der Naturraum-
Haupteinheit D65 – Unterbayerisches Hügelland und Isar-Inn-Schotterplatten. 
 
 

14.2 Potentielle natürliche Vegetation 
Unter der potentiellen natürlichen Vegetation versteht man diejenige Vegetation, die 
sich heute nach Beendigung anthropogener Einflüsse auf die Landschaft und ihre Ve-
getation einstellen würde. Bei der Rekonstruktion der potentiellen natürlichen Vegeta-
tion wird folglich nicht die Vegetation eines früheren Zeitraumes nachempfunden, son-
dern das unter den aktuellen Standortbedingungen zu erwartende Klimaxstadium der 
Vegetationsentwicklung. 

Im gesamten Planungsgebiet würde sich ein Zittergrasseggen-Stieleichen-Hainbuchen-
wald im Komplex mit Schwarzerlen-Eschen-Sumpfwald etablieren.  
 
 

14.3 Reale Vegetation 
Die Geländebegehung fand im August 2025 statt. 
Das Planungsgebiet wird derzeit intensiv landwirtschaftlich als Acker genutzt und weist 
innerhalb des Geltungsbereichs keine Gehölzstrukturen auf. Östlich des Planungsgebie-
tes verläuft eine breite mesophile Hecke, die sich weit nach Norden fortsetzt  
Die angrenzenden Flächen werden überwiegend ebenfalls ackerbaulich genutzt. Entlang 
der bestehenden Straße im Süden des Planungsgebietes befinden sich straßenbeglei-
tende Grünstrukturen mit Einzelgehölzen. Insgesamt zeigt sich das Umfeld als weitge-
hend ausgeräumte Agrarlandschaft mit wenigen gliedernden Gehölzelementen. 
 

14.4 Biotopausstattung 
Es sind mit Ausnahme der Hecke, östlich außerhalb des Geltungsbereiches, keine, im 
Sinne des Naturschutzes, wertigen Flächen vorhanden.  
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14.5 Boden 

Innerhalb des Geltungsbereichs beträgt die Ackerzahl 53. Am nördlichen Rand der Flur-
nummer 406 reduziert sie sich auf 48. Im Vergleich dazu: die Ackerzahlen im Landkreis 
Mühldorf am Inn liegen im Durchschnitt bei 55. Es handelt sich im Planungsbereich 
nach der Bodenschätzung um Böden mittlerer Bonität. 

Gemäß der Übersichtsbodenkarte 1:25.000 ist im Gebiet Fast ausschließlich Gley und 
Braunerde-Gley aus (skelettführendem) Schluff bis Lehm, selten aus Ton (Talsedi-
ment) ausgebildet. 
 
 

14.6 Wasser 
Permanent und auch nur temporär wasserführende Oberflächengewässer fehlen. Nach 
dem UmweltAtlas Naturgefahren befinden sich im nördlichen Bereich eine Hochwas-
sergefahrenfläche HQextrem. Der gesamte Geltungsbereich befindet sich zudem inner-
halb eines wassersensiblen Bereichs. Für Details wird auf die Ziffer 4.5.2 Hochwasser 
hingewiesen. 
 
 

14.7 Klima/ Luft 
Der Geltungsbereich wird von landwirtschaftlicher Nutzung dominiert. Daher erfüllt die-
ser kaltluftproduzierende Bereich eine hohe Wärmeausgleichsfunktion. Frischlufttrans-
portwege setzen Talräume in der Hauptwindrichtung von (Süd-)Westen nach  
(Nord-)Osten voraus. Diese Konstellation ist im vorliegenden Fall nicht gegeben. Die 
beabsichtigte Bebauung ist in diesem Zusammenhang daher nicht als kaltluftstauende 
Barriere zu betrachten. 

Mit einer Inversionsgefährdung und dadurch einhergehender höherer Schadstoffbelas-
tung ist ebenfalls kaum zu rechnen. 
 
 

14.8 Landschaftsbild/ Erholungseignung 
Der Landschaftsausschnitt ist überwiegend landwirtschaftlich geprägt. Die großflächig 
bewirtschafteten Ackerflächen werden nur vereinzelt durch Heckenstrukturen sowie die 
umliegenden Weiler gegliedert. Insgesamt zeigt sich der Landschaftsraum jedoch als 
eher strukturarm und ausgeräumt. 
Beeinträchtigt wird das Landschaftsbild zudem durch die südlich verlaufende 
Bahntrasse und die A94, die westlich gelegene B12 sowie den östlich angrenzenden 
Wertstoffhof und die Kläranlage. 
Grundsätzlich bietet der Landschaftsraum Potenzial für die Naherholung. Durch die vor-
handenen Wege- und Radwegeverbindungen ist das Gebiet für Spaziergänger und 
Radfahrer erschlossen und erlebbar.  
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15 GRÜNORDNERISCHES KONZEPT 

Zur westlichen und nördlichen Seite wird das künftige Plangebiet durch Baum-Strauch-
Hecken eingegrünt. Diese dienen der landschaftsgerechten Einbindung des Gewerbe-
gebiets in den umgebenden Landschaftsraum und tragen zugleich zur Förderung der 
biologischen Vielfalt bei, indem sie Lebens- und Rückzugsräume für die heimische 
Fauna schaffen. Darüber hinaus leisten die Gehölzstrukturen durch ihre Beschattungs-
wirkung einen Beitrag zur Minderung der Aufheizung der Flächen und damit zur Ver-
besserung des lokalen Kleinklimas. 

Entlang der Fabrikstraße ist eine Baumreihe aus standortgerechten Baumarten geplant, 
die ebenfalls als Eingrünung und als Lebensraum fungiert und eine städtebauliche Leit-
linie darstellt. 

Im Detail sind folgende Maßnahmen Bestandteil des grünordnerischen Konzeptes: 
 Anlage einer Baumreihe zur Kreisstraße MÜ 40 hin 
 Entwicklung artenreicher, extensiv genutzter Grünflächen, 
 Umfassende Pflanzgebote in Form von Einzelgehölzen, Baum-/ Strauchgruppen, 

ggf. Dachbegrünungen für vielerlei Tierarten, aber auch zur visuellen Integration in 
die umgebende Landschaft. 

 Die Anlage naturnah gestalteter Mulden ermöglicht die Versickerung des Nieder-
schlagswassers am Standort und damit seinen Verbleib im natürlichen Wasser-
kreislauf. 

 
 
 

16 ERLÄUTERUNG DER GRÜNORDNERISCHEN FESTSETZUNGEN 

16.1 Verkehrsflächen 
Ziel ist es, die Verkehrsflächen, insbesondere untergeordnete bzw. gering belastete 
Verkehrsflächen und sonstige aufgrund ihrer Nutzung nicht zwingend zu befestigende 
Flächen – mit Ausnahme aller Bereiche, wo grundwassergefährdende Stoffe anfallen 
oder von denen eine erhöhte Verschmutzungsgefahr ausgeht – mit unversiegelten und/ 
oder teilversiegelten Belägen zu befestigen, um in diesen Bereichen eine natürliche 
Versickerung des Oberflächenwassers zu ermöglichen. Daher ist eine Versiegelung nur 
in dem Umfang zulässig, wie es eine einwandfreie Benutzung der Verkehrsflächen er-
fordert und andere Rechtsvorschriften dem nicht entgegenstehen, wobei im Sinne des 
Bodenschutzes wasserdurchlässigen Deckschichten der Vorrang einzuräumen ist. 

Stellplätze sind generell als befestigte Flächen mit Versiegelungsbeschränkung auszu-
führen, wobei der Durchlässigkeitsgrad der Belagsdecke der Durchlässigkeit des an-
stehenden Bodens anzupassen ist. Vorgesehen sind Porenpflaster, Rasenfugenpflas-
ter, Sandfugenpflaster, Rasengitterpflaster, Schotterrasen, aber auch wassergebun-
dene Decken und sonstige vergleichbare Beläge. 

Untergeordnete bzw. gering belastete Verkehrsflächen und sonstige, aufgrund ihrer 
Nutzung nicht zwingend zu befestigende Flächen sind mit un- oder teilversiegelten Be-
lägen zu befestigen, wie sie bereits im vorstehenden Abschnitt aufgezählt wurden. Zu-
sätzlich ist auch eine Ausführung als wassergebundene Decke denkbar. 
 
 

16.2 Nicht überbaubare Grundstücksflächen 
Die nicht überbaubaren Grundstücksflächen sind wasseraufnahmefähig herzustellen 
und gärtnerisch anzulegen und zu unterhalten. Diese sind entweder als Rasen- oder 
Wiesenflächen zu gestalten und/ oder mit Stauden zu bepflanzen und gegebenenfalls 
mit Gehölzen zu überstellen. 

Eine Befestigung innerhalb dieser Flächen ist nur für Zugänge, Zufahrten, Aufenthalts-
bereiche und Einfriedungen zulässig. 
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16.3 Entwicklungs-/ Pflegemaßnahmen 

16.3.1 Öffentliche Grünflächen 

 Straßenbegleitgrün 

Diese Flächen unterliegen auf Grund ihrer straßenbegleitenden Lage einer starken Be-
anspruchung, u. a. durch Salzeintrag in den Wintermonaten. Daher ist auch bei der 
Saatgutmischung besonderes Augenmerk auf salzverträgliche und trockenheitsresis-
tente Arten, aber auch solche, die gegenüber gelegentlicher Tritt- und Befahrungsbe-
lastungen tolerant sind, Wert zu legen. 
 

16.3.2 Private Grünflächen 

 Nicht überbaubare Grundstücksflächen 

Die nicht überbaubaren Grundstücksflächen sind zu begrünen oder als Pflanzflächen 
auszubilden. Lediglich Flächen für Zugänge, Zufahrten, Aufenthaltsbereiche und Ein-
friedungen sind davon ausgenommen.  

 
16.3.3 Pflanzgebote 

Die festgesetzten Pflanzgebote im öffentlichen und privaten Raum leisten einen Beitrag 
dazu das Gewerbegebiet visuell in das Orts- und Landschaftsbild einzubinden und wich-
tige Nahrungsquellen und Lebensräume zum Beispiel für Vögel und Bienen zu schaf-
fen. 

 

16.3.4 Artenschutzmaßnahmen 
Bzgl. Leuchtmittel sind nur insektenunschädliche Leuchtmittel zulässig, die einen Beitrag 
zum Insektenschutz leisten. Zudem wird zum Schutz der Avifauna ausschließlich die Ver-
wendung von Vogelschutzglas bei Glasflächen und Fassaden mit mehr als 5 m² festge-
legt. 
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17 EINGRIFFSREGELUNG IN DER BAULEITPLANUNG 

Gemäß § 1a Abs. 3 BauGB ist für die Aufstellung von Bauleitplänen die Eingriffsregelung 
in der Bauleitplanung vorgesehen, wenn auf Grund der Planung Eingriffe in Natur und 
Landschaft zu erwarten sind. Das Schaffen neuen Baurechts ist hier als ausgleichspflich-
tige Nutzungsänderung von Grundflächen anzusehen. 
 
 

17.1 Ermittlung des Umfanges der erforderlichen Ausgleichsmaßnahmen 
Die Ermittlung des Ausgleichsflächenbedarfs erfolgt nach dem Leitfaden Eingriffsrege-
lung in der Bauleitplanung des Bayerischen Staatsministeriums für Wohnen; Bau und 
Verkehr (2021). 

Es gilt nach einer vorangegangenen Bestandsaufnahme von Natur und Landschaft die 
Schutzgüter des Naturhaushaltes unter Betrachtung der zu erwartenden erheblichen Be-
einträchtigungen hinsichtlich ihrer Leistungs- und Funktionsfähigkeit zu bewerten. Das 
Kompensationserfordernis wird für das Schutzgut Arten und Biotope flächenbezogen er-
rechnet. Für die restlichen Schutzgüter Boden, Wasser, Klima, Luft, Landschaftsbild so-
wie für eventuelle Ergänzungen zum Schutzgut Arten und Biotope erfolgt die Bewertung 
verbal-argumentativ. 

Nach dem neuen Leitfaden Eingriffsregelung in der Bauleitplanung erfolgt die Eingriffs- 
und Ausgleichsflächenbilanzierung nach Wertpunkten (WP). Hierbei muss der Aus-
gleichsbedarf in WP der geplanten Ausgleichsfläche in WP entsprechen. Zuletzt wird der 
Ausgleichsflächenbedarf in WP unter Berücksichtigung der geplanten Maßnahmen in ei-
nen konkreten Flächenbedarf umgerechnet. 
 

17.1.1 Festlegung der Beeinträchtigungsintensität 
Für das Schutzgut Arten und Lebensräume werden je nach ihren Merkmalen und Aus-
prägungen Biotop- und Nutzungstypen (BNT) der Biotopwertliste der Bayerischen Kom-
pensationsverordnung (BayKompV) zugeordnet. Dabei basiert die Bewertung des Aus-
gangszustands des Schutzgutes Arten und Lebensräume pauschal auf dem mittleren 
Wert der Grundwerte der betroffenen BNT. 

Teilbereiche des Planungsgebietes, die keine Auswirkungen erfahren (bestehende Ver-
kehrsflächen der MÜ15), bleiben unberücksichtigt, da für sie kein Ausgleichsbedarf ent-
steht.  

Das Planungsgebiet wird bzgl. Bedeutung des Schutzgutes Arten in folgende Teilberei-
che entsprechend BayKompV eingestuft: 

 A11 Acker, intensiv genutzt, 2 WP 
 V51 Grünflächen entlang von Verkehrsflächen, 3 WP 

Die detaillierte bewertete Bestandsbeschreibung ist auch dem UMWELTBERICHT un-
ter den Ziffern 2.4.2.1 und 2.4.3.1 zu entnehmen.  
 

17.1.2 Verbal-argumentative Bewertung aller weiteren Schutzgüter 
In der Regel werden die beeinträchtigten Funktionen der restlichen Schutzgüter durch die 
Kompensation des Schutzguts Arten und Lebensräume mit abgedeckt. Liegt eine Aus-
nahme vor, so wird ein zusätzlich erforderlicher Ausgleichsflächenbedarf verbal-argu-
mentativ festgelegt. Das Schutzgut Landschaftsbild ist sehr spezifisch und stellt daher 
einen gesonderten Fall dar, der immer ergänzend verbal-argumentativ beschrieben wird. 

Für die Schutzgüter Boden, Wasser, Klima, Luft besteht kein zusätzliches Ausgleichser-
fordernis, da keine vom Regelfall abweichenden Umstände erkennbar sind. 

Die Auswirkungen auf das Schutzgut Landschaft werden durch die geplanten Neuaus-
weisungen von Gewerbegebietsflächen bedingt. Aufgrund der unmittelbaren Lage im An-
schluss an bestehende bauliche Anlagen und der umlaufenden Begrünung werden die 
Auswirkungen auf das Schutzgut möglichst geringgehalten und ansonsten mit dem ermit-
telten Ausgleichsbedarf abgedeckt. 
 

  



K o m P l a n / Gemeinde Heldenstein  
Begründung zum Bebauungsplan mit Grünordnungsplan „Gewerbegebiet Sonnwend“  35 / 42 
 
 
17.1.3 Ermittlung der Eingriffsschwere 

Laut Leitfaden Eingriffsregelung in der Bauleitplanung von 2021 kann die Schwere der 
Beeinträchtigungen auf Natur und Landschaft überschlägig aus dem Maß der vorgese-
henen baulichen Nutzung abgeleitet werden. Hierzu dient die Grundflächenzahl (GRZ). 
Bei Flächen mit einer geringen bis mittleren naturschutzfachlichen Bedeutung bietet 
sich die GRZ als Beeinträchtigungsfaktor an. Über diesen Beeinträchtigungsfaktor sind 
auch Freiflächen abgedeckt, die zu den Baugrundstücken gehören. Auch die dem Bau-
gebiet zugeordnete und ihm dienende verkehrsübliche Erschließung und die im Gebiet 
ausgewiesenen Grünflächen fallen darunter. 

Wie unter Ziffer 18.1.1 bereits aufgeführt wurde, werden mit der vorliegenden Planung 
Flächen mit einer geringen naturschutzfachlichen Bedeutung in Anspruch genommen, 
so dass für die Ermittlung des Ausgleichsbedarfs im Weiteren die GRZ zugrunde gelegt 
wird.  

 

17.1.4 Ermittlung des erforderlichen Ausgleichsbedarfs 

AUSGLEICHS-
BEDARF 

= EINGRIFFSFLÄ-
CHE 

X 
WERTPUNKTE 
BNT / M² EIN-

GRIFFSFLÄCHE 
X 

BEEINTRÄCHTI-
GUNGS-FAK-

TOR (GRZ) 
- 

PLANUNGS-
FAKTOR 

 

Matrix zur Ermittlung des Ausgleichsbedarfs. 

Der rechnerisch ermittelte Ausgleichsbedarf kann bei Vermeidungsmaßnahmen am Ort 
des Eingriffs gemäß Anlage 2 des neuen Leitfadens Eingriffsregelung in der Bauleitpla-
nung von 2021 um einen Planungsfaktor bis zu 20% reduziert werden. 

Der Abschlag von einem Planungsfaktor von 10% wird durch folgende Vermeidungs-
maßnahmen gerechtfertigt: 

 Ein- und Begrünung der Grundstücksflächen mit Gehölzen der heimischen Vege-
tation zur Beschattung, zur Verbesserung des Kleinklimas und der Verdunstung, 
des Landschaftsbildes sowie des Natur- und Artenschutzes. 

 Entwicklung extensiv genutzter, artenreicher Wiesen. 
 Pflanzung heimischer Baumarten je 200 m² angefangener Grundstücksfläche. 
 Extensive Dachbegrünung. 
 Einfriedungen ohne Sockel mit Durchlässigkeit für Kleinsäuger. 
 Verwendung insektenunschädlicher Leuchtmittel. 
 Vogelsicherere Glasflächen. 
 Weitestgehend Erhalt der bestehenden Gehölzstruktur. 
 Reduzierung der Flächeninanspruchnahme durch flächensparende, effiziente Ver-

kehrserschließungen. 
 Naturnahe Behandlung des Oberflächenwassers. Dieses verbleibt im Wasser-

kreislauf. 
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In der nachfolgenden Tabelle ist die Ermittlung des erforderlichen Ausgleichsbedarfs 
für den Eingriffsbereich dargestellt. 

AUSGANGSNUTZUNG | BNT WERTPUNKTE  
(WP) BNT  EINGRIFFS- 

FLÄCHE (m²)  

BEEIN-
TRÄCHTI-
GUNGS-
FAKTOR 

 

Acker | A11 2 x 24.151 x 0,8 

Straßenbegleitgrün | V51 3 x 1.437 x 0,8 

 

 AUSGLEICHSBEDARF 
(WP)  PLANUNGSFAKTOR 

(%)  AUSGLEICHSBEDARF 
(WP) 

= 19.321 - 10 = 17.389 

= 1.150 - 10 = 1.035 

 SUMME    18.424 

 

17.1.5 Bereitstellung der erforderlichen Kompensationsflächen 
Die Bereitstellung der erforderlichen Kompensationsflächen erfolgt zum Entwurfsver-
fahren.  

 

 

17.2 Aussagen zur Umsetzung der Kompensationsflächen 
Insgesamt gelten für Kompensationsflächen, unabhängig von den speziell getroffenen 
Maßnahmen, nachfolgende Anmerkungen: 
 Maßnahmen, die den Naturhaushalt schädigen oder das Landschaftsbild verunstal-

ten, sind untersagt, z. B. 
− Errichtung baulicher Anlagen, 
− Einbringen standortfremder Pflanzen, 
− Aussetzen nicht heimischer Tierarten, 
− Flächenaufforstungen, 
− Flächenauffüllungen, 
− Vornehmen zweckwidriger land- und forstwirtschaftlicher Nutzungen, 
− Betreiben von Freizeitaktivitäten oder gärtnerischer Nutzungen. 

 Grundsätzlich ist nur die Verwendung von autochthonem Saat- und Pflanzgut zulässig. 
Ein entsprechender Nachweis muss der Unteren Naturschutzbehörde nach der Durch-
führung vorgelegt werden. Die Kompensationsflächen sind dauerhaft zu erhalten. 

 Ausgefallene Pflanzen sind in der darauffolgenden Vegetationsperiode zu ersetzen. 
 Ergänzende Hinweise zur Mahd: 

− Es sind jährlich wechselnde Brachestreifen (ca. 10% der Fläche) bei jedem Mäh-
gang zu belassen. 

− Ideal ist eine Mahd von innen nach außen unter Verwendung eines Messermäh-
werkes. 

− Beim Auftreten von Problempflanzen wie Indisches Springkraut, Goldrute, 
Stumpfblättriger Ampfer oder Ackerkratzdistel kann eine Mahd der betroffenen 
Teilflächen auch außerhalb der festgelegten Zeiten erfolgen. 

 Änderungen des Pflegekonzeptes dürfen nur in Abstimmung mit dem Landratsamt 
Mühldorf, Untere Naturschutzbehörde, vorgenommen werden. 

 Die im Rahmen der Bauleitplanung festgelegten Kompensationsflächen müssen 
nach Art. 9 BayNatSchG in einem angemessenen Zeitraum nach Inkrafttreten des 
Bebauungsplanes von der jeweiligen Kommune an das Bayerische Landesamt für 
Umweltschutz gemeldet werden. Das Landratsamt Mühldorf, Untere Naturschutzbe-
hörde, ist in geeigneter Weise über die Meldung zu informieren. 

 Die Fertigstellung der Gestaltungsmaßnahmen bzw. der Beginn der extensiven Nut-
zung der Kompensationsflächen ist der Unteren Naturschutzbehörde mitzuteilen. 
Die Erreichung des Entwicklungszieles ist in eigener Zuständigkeit zu überwachen. 
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SONSTIGE DATENQUELLEN / INTERNETQUELLEN 

BAYERISCHES FACHINFORMATIONSSYSTEM NATURSCHUTZ (FIN-WEB): 
https://www.lfu.bayern.de/natur/fis-natur 

BAYERISCHES STAATSMINISTERIUM DER FINANZEN, FÜR LANDESENTWICKLUNG UND 
HEIMAT - LANDESENTWICKLUNGSPROGRAMM BAYERN (LEP): 
https://www.landesentwicklung-bayern.de/instrumente/landesentwicklungsprogramm/ 

BAYERNATLAS: http://geoportal.bayern.de/bayernatlas 

RAUMINFORMATIONSSYSTEM BAYERN: http://risby.bayern.de 

UMWELTATLAS BAYERN: https://www.umweltatlas.bayern.de 

REGIONALER PLANUNGSVERBAND SÜDOSTOBERBAYERN – REGIONALPLANUNG RE-
GION 18: https://www.region-suedostoberbayern.bayern.de/ 

 

 


